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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Jahresrückblick 2019: Gesundheit, Sozialhilfe und Sport

2019 befasste sich das Parlament mit zahlreichen Geschäften zu Schweizer
Gesundheitspolitik, Sport und Sozialhilfe. Besonders relevant waren bezüglich
gesundheitspolitischer Themen die Diskussionen um das elektronische
Patientendossier (EPD). Dieses soll 2020 in allen Regionen der Schweiz verfügbar sein,
weshalb 2019 dazu einige Vorstösse behandelt wurden. So wurde ein Postulat Wehrli
(fdp, VD; Po. 18.4328), welches Auskunft über die bereits ergriffenen und die noch zu
ergreifenden Massnahmen verlangte, um die Umsetzung des EPD und dessen Nutzung
zu fördern, vom Nationalrat angenommen. Ebenfalls Ja sagte die grosse Kammer zu
einer Motion der SGK-NR (Mo. 19.3955). Diese hatte den Anschluss sämtlicher am
Behandlungsprozess beteiligter Gesundheitsfachpersonen an das EPD zum Ziel und
wird nun in einem nächsten Schritt im Stöckli behandelt. Mit dem im Juni 2019
verabschiedeten Bundesratsgeschäft zur «Stärkung von Qualität und
Wirtschaftlichkeit im KVG» (BRG 15.083) sollen zudem die Qualität der erbrachten
Leistungen im Gesundheitsbereich verbessert, die Patientensicherheit nachhaltig
erhöht und die Steigerung der Kosten in der OKP abgeschwächt werden. 

In Sachen Spitäler standen 2019 die Kosten im Gesundheitswesen im Mittelpunkt. Unter
anderem intendierte Verena Herzog (svp, TG) mittels Motion, gemeinwirtschaftliche
Leistungen dem öffentlichen Beschaffungsrecht zu unterstellen (Mo. 16.3842). Denn
durch eine Ausschreibungspflicht für gemeinwirtschaftliche Leistungen und der damit
verbundenen Transparenz könne man nicht nur Kosten reduzieren, sondern auch an
Effizienz gewinnen, erklärte die Motionärin. 2018 hatte der Nationalrat dieser Vorlage
zugestimmt, der Ständerat gab ihr in der Herbstsession 2019 allerdings einen Korb. Mit
einem Selbstkostenanteil, der beim Aufsuchen der Spitalnotfallstation (und beim
ambulanten Praxisbesuch) entrichtet werden soll, wollten sowohl Thomas Weibel (glp,
ZH; Pa.Iv. 17.480) als auch Thomas Burgherr (svp, AG; Pa.Iv. 17.452) der
Kostenentwicklung entgegenwirken, die Eigenverantwortung der Patientenschaft
stärken und den Spitalnotfall entlasten. Die grosse Kammer gab in der Wintersession
2019 der parlamentarischen Initiative Weibel, nicht aber der Initiative Burgherr Folge.
Des Weiteren nahm das Stöckli als Zweitrat eine Motion der SGK-NR bezüglich
Referenztarifen für ausserkantonale Behandlungen an (Mo. 18.3388). Damit wollte die
Kommission sicherstellen, dass die Kantone für Behandlungen ihrer Einwohnerinnen
und Einwohner ausserhalb des Wohnkantons nicht weniger bezahlen würden als
innerhalb. Bezüglich Ärzteschaft reichte Bea Heim (sp, SO; Mo. 18.3107) eine Motion zur
Offenlegung der Honorare von Ärztinnen und Ärzten in einer leitenden Position ein.
Transparenz sei notwendig, um falsche Anreize, unnötige Eingriffe und hohe Kosten für
die OKP zu verhindern, so Heim. Die Motion wurde im März 2019 von der grossen
Kammer gutgeheissen und an die kleine Kammer überwiesen. 

Rund um das Pflegepersonal waren die Pflegeinitiative und der indirekte
Gegenvorschlag ein wichtiges Thema. Gefordert wurden unter anderem die
Sicherstellung von genügend diplomierten Pflegefachleuten und eine
Kompetenzerweiterung im Bereich der direkten Abrechnung von Pflegeleistungen zu
Lasten der OKP. In der Wintersession empfahl der Nationalrat in Übereinstimmung mit
dem Bundesrat die Ablehnung der Initiative und gab dem von der SGK-NR
ausgearbeiteten indirekten Gegenvorschlag mit einigen kleinen Änderungen Folge.
Anders als seine Kommission wollte er beispielsweise nicht, dass eine Vereinbarung
zwischen Pflegefachpersonen und Krankenkasse für die Abrechnung der Pflegenden
über die OKP generell nötig ist. 

Im Frühling 2019 verabschiedete das Parlament eine Änderung des Heilmittelgesetzes
(BRG 18.081), die aufgrund zweier neuen EU-Verordnungen zur Erhöhung von Sicherheit
und Qualität von Medizinprodukten nötig geworden war, damit die Schweizer
Patientenschaft weiterhin von allen europäischen Produkten profitieren kann und die
Hersteller keinen Wettbewerbsnachteil erfahren. Qualität und Behandlungssicherheit
waren ebenfalls Gegenstand eines Postulates Stahl (svp, ZH; Po. 19.3382), das den
Bundesrat dazu aufforderte, die Bedingungen zur Ermöglichung eines Versandhandels

BERICHT
DATUM: 31.12.2019
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nichtverschreibungspflichtiger Arzneimittel zu überprüfen. Weiter stimmte der
Nationalrat in der Sommersession einer Motion Humbel (cvp, AG; Mo. 19.3005) zur
Kostenvermeidung bei der Umteilung von den Medikamenten der Kategorie C in die
Kategorie B zu und überwies sie an den Ständerat. Antibiotika und ihre Resistenz
wurden 2019 mittels zweier Vorstösse thematisiert. Zum einen sprach sich der
Nationalrat als Erstrat für eine Motion Graf (gp, BL; Mo. 19.3861) aus, die den Bundesrat
damit beauftragte, seine One-Health-Strategie mit der Erforschung von
Antibiotikaresistenzen zu ergänzen, um so eine Vorgehensweise zur Bekämpfung ihrer
Ursachen ausarbeiten zu können. Zum anderen reichte Claude Béglé (cvp, VD, Po.
19.3860) ein Postulat zur «Förderung der Erforschung und der Entwicklung neuer
antimikrobieller Mittel» ein, welches allerdings im Rat nicht auf Anklang stiess. Im
Herbst 2019 beschäftigte sich das Stöckli mit einer Motion Müller (fdp, LU; Mo. 19.3743),
mit der die Eliminierung von Hepatitis in ein nationales Programm zu sexuell und durch
Blut übertragbaren Infektionskrankheiten integriert werden soll. 

Auch über Tabakwaren wurde 2019 angeregt diskutiert. So befasste sich der Ständerat
erneut mit dem Bundesgesetz über Tabakprodukte, nachdem 2016 ein erster Entwurf
an den Bundesrat zurückgewiesen worden war. Das Gesetz soll in erster Linie dazu
dienen, Teenager, aber auch die Gesamtbevölkerung vor den negativen Auswirkungen
des Tabakkonsums zu schützen. In den Medien war hingegen insbesondere das Thema
«E-Zigaretten» zentral. Dieses fand auch seinen Weg ins Parlament; im Ständerat wurde
über eine tiefere Besteuerung von elektronischen Zigaretten diskutiert (Mo. 19.3958 der
SGK-SR). Vor dem Hintergrund der 2017 eingereichten Motionsserie zu
wissenschaftlichen Pilotversuchen mit Cannabis trat der Nationalrat im Dezember
2019 auf die vom Bundesrat vorgeschlagene Änderung des Betäubungsmittelgesetzes
ein (BRG 19.021). Neben E-Zigaretten berichteten die Medien auch ausführlich über die
umstrittene Auswahl des Tabakkonzerns Philip Morris als Hauptsponsor des Schweizer
Pavillons an der Weltausstellung 2020 in Dubai. Nachdem der Schweiz für diesen
Entscheid viel Unverständnis entgegengebracht worden war und sich gar die WHO zu
Wort gemeldet hatte, erklärte Aussenminister Ignazio Cassis Ende Juli, dass man die
Partnerschaft nicht weiterführen werde.

Trotz grosser Aufmerksamkeit in den Medien – dieses Thema ist mitverantwotlich für
den Peak des Gesundheitsthemas im Juli 2019 – kaum Eingang ins Parlament fand
dieses Jahr die Frage der Sterbehilfe. Aufgegriffen wurde von den Zeitungen vor allem
der Gerichtsprozess rund um Erika Preisig und den assistierten Suizid bei psychisch
kranken Personen. 

Die mediale Berichterstattung zu sportlichen Themen war im Juni 2019 besonders
intensiv. Dies ist darauf zurückzuführen, dass in diesem Monat nicht nur das
Eidgenössische Turnfest in Aarau stattfand, sondern auch ein Formel-E-Rennen in Bern
ausgetragen wurde, das bei der Bevölkerung auf Widerstand stiess und anlässlich dem
eine Velo-Demonstration durchgeführt wurde. Zudem wurde die durch die Fussball-
Weltmeisterschaft der Frauen ausgelöste Diskussion um die Gleichstellung der
Geschlechter in dieser Sportart ebenfalls von den Schweizer Medien aufgenommen. 
Im Parlament wurden bezüglich Sport zwei Vorlagen zu Sportzentren respektive zu der
Finanzierung ihres Betriebs diskutiert. So nahmen beide Räte eine Motion Engler (cvp,
GR, Mo. 18.4150) an, welche beabsichtigte, dem Bund eine Mitfinanzierungsrolle beim
Trainings- und Wettkampfbetrieb auf Sportanlagen nationaler Bedeutung zukommen zu
lassen. Im Dezember 2019 sagte die kleine Kammer Ja zu einem weiteren Postulat
Engler (Po. 19.4044), das einen Bericht zur Realisierung von drei bis vier
Wintersportzentren anstelle eines nationalen Schneesportzentrums forderte. Silva
Semadeni (sp, GR), die in Vergangenheit eine referendumsfähige Gesetzesgrundlage zur
Bundesmilliarde für Sion 2026 schaffen wollte, reichte 2018 eine parlamentarische
Initiative ein, um die Unterstützung Olympischer Spiele im Allgemeinen einem
fakultativen Referendum zu unterstellen (Pa.Iv. 18.445). In einem ersten Schritt gab die
WBK-NR diesem Geschäft im Juni 2019 Folge. Im Gebiet der Dopingpolitik überwies der
Nationalrat eine Motion Bourgeois (fdp, FR; Mo. 19.3667) an den Ständerat, die die
Prüfung der Errichtung einer Koordinationsstelle für Dopingfragen beim Fedpol zum
Gegenstand hatte. 

Im Bereich Sozialhilfe interessierten sich die Medien insbesondere für die Höhe der
Sozialhilfebeiträge, über die in verschiedenen Kantonen diskutiert wurde. Als erster
Kanton stimmte Bern im Mai in einer Volksabstimmung über entsprechende Kürzungen
ab. Hätte sich das Stimmvolk für die Revision des Sozialhilfegesetzes ausgesprochen, so
hätte der neue Grundbetrag die Empfehlung der Schweizerischen Konferenz für
Sozialhilfe (Skos) deutlich unterschritten. Von Bedeutung war dieser Entscheid auch für
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die anderen Kantone, da man sich vor einem «Domino-Effekt» und «Sozialhilfe-
Tourismus» fürchtete. Gemäss Einschätzungen des Tagesanzeigers von Anfang Oktober
verlor die Forderung nach dem Nein in Bern in anderen Kantonen und Städten an
Unterstützung. 1

Jahresrückblick 2022: Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Zu Beginn des Jahres 2022 wurde befürchtet, dass die Covid-19-Pandemie auch in
diesem Jahr das politische Geschehen der Schweiz dominieren würde: Mitte Januar
erreichte die Anzahl laborbestätigter täglicher Neuansteckungen mit 48'000 Fällen
bisher kaum denkbare Höhen – im Winter zuvor lagen die maximalen täglichen
Neuansteckungen noch bei 10'500 Fällen. Die seit Anfang 2022 dominante Omikron-
Variante war somit deutlich ansteckender als frühere Varianten – im Gegenzug erwies
sie sich aber auch als weniger gefährlich: Trotz der viermal höheren Fallzahl blieben die
Neuhospitalisierungen von Personen mit Covid-19-Infektionen deutlich unter den
Vorjahreswerten. In der Folge nahm die Dominanz der Pandemie in der Schweizer
Politik und in den Medien fast schlagartig ab, wie auch Abbildung 1 verdeutlicht. Wurde
im Januar 2022 noch immer in 15 Prozent aller Zeitungsartikel über Covid-19
gesprochen, waren es im März noch 4 Prozent. Zwar wurde im Laufe des Jahres das
Covid-19-Gesetz zum fünften Mal geändert und erneut verlängert, über die Frage der
Impfstoff- und der Arzneimittelbeschaffung gestritten und versucht, in verschiedenen
Bereichen Lehren aus den letzten zwei Jahren zu ziehen. Jedoch vermochten weder
diese Diskussionen, die zwischenzeitlich gestiegenen Fallzahlen sowie ein weltweiter
Ausbruch vermehrter Affenpocken-Infektionen das mediale Interesse an der Pandemie
erneut nachhaltig zu steigern. 

Stattdessen erhielten im Gesundheitsbereich wieder andere Themen vermehrte
Aufmerksamkeit, vor allem im Rahmen von Volksabstimmungen und der Umsetzung von
Abstimmungsentscheiden.
Einen direkten Erfolg durch ein direktdemokratisches Instrument erzielte das Komitee
hinter der Volksinitiative «Kinder ohne Tabak». Die Stimmbürgerinnen und
Stimmbürger hiessen diese Initiative am 13. Februar mit 56.7 Prozent gut. Das
Volksbegehren ziel darauf ab, dass Kinder und Jugendliche nicht länger mit
Tabakwerbung in Berührung kommen. Während das Initiativkomitee die Vorlage unter
anderem damit begründete, dass durch das Werbeverbot dem Rauchen bei
Jugendlichen Einhalt geboten werden könne, führten die Gegnerinnen und Gegner die
Wirtschaftsfreiheit an. Zudem befürchtete die Gegnerschaft, dass in Zukunft weitere
Produkte wie Fleisch oder Zucker mit einem vergleichbaren Werbeverbot belegt
werden könnten. Der Bundesrat gab Ende August einen gemäss Medien sehr strikten
Entwurf zur Umsetzung der Initiative in die Vernehmlassung. Während die
Stimmbevölkerung Werbung für Tabakprodukte verbieten wollte, bewilligte das BAG ein
Gesuch der Stadt Basel zur Durchführung von Cannabisstudien; die Städte Bern,
Lausanne, Zürich und Genf lancierten ebenfalls entsprechende Studien. Zudem können
Ärztinnen und Ärzte seit dem 1. August medizinischen Cannabis ohne Bewilligung durch
das BAG verschreiben.

Teilweise erfolgreich waren im Jahr 2022 aber auch die Initiantinnen und Initianten der
Organspende-Initiative. 2021 hatte das Parlament eine Änderung des
Transplantationsgesetzes als indirekten Gegenvorschlag gutgeheissen, woraufhin das
Initiativkomitee die Initiative bedingt zurückgezogen hatte. Im Januar kam das
Referendum gegen die Gesetzesänderung zustande. Mit dem Gesetz beabsichtigten
Bundesrat und Parlament die Einführung einer erweiterten Widerspruchslösung, wobei
die Angehörigen der verstorbenen Person beim Spendeentscheid miteinbezogen
werden müssen. Auch wenn es sich dabei um eine Abschwächung der Initiativforderung
handelte, ging die Änderung dem Referendumskomitee zu weit; es äusserte ethische
und rechtliche Bedenken. Die Stimmbevölkerung nahm die Gesetzesänderung am 15.
Mai allerdings deutlich mit 60.2 Prozent an. Damit gewichtete sie die von den
Befürwortenden hervorgehobene Dringlichkeit, die Spenderquote zu erhöhen und
etwas gegen die langen Wartezeiten auf ein Spenderorgan zu unternehmen, stärker als
die Argumente des Referendumskomitees. In den Wochen vor dem
Abstimmungssonntag wurde die Vorlage vermehrt von den Zeitungen aufgegriffen, wie
Abbildung 1 der APS-Zeitungsanalyse verdeutlicht.

Nach dem deutlichen Ja an der Urne im November 2021 unterbreitete der Bundesrat
dem Parlament im Mai 2022 seine Botschaft zur Umsetzung eines ersten Teils der
Pflegeinitiative. Dieser entspricht dem indirekten Gegenvorschlag, den die Legislative

BERICHT
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ursprünglich als Alternative zur Volksinitiative ausgearbeitet hatte. Ohne grosse
Änderungen stimmten die beiden Kammern der Gesetzesrevision zu.

Noch immer stark von der Covid-19-Pandemie geprägt waren die Diskussionen zu den
Spitälern. Da die Überlastung der Spitäler und insbesondere der Intensivstationen
während der Pandemie eine der Hauptsorgen dargestellt hatte, diskutierten die Medien
2022 ausführlich darüber, wie es möglich sei, die Intensivstationen auszubauen. Vier
Standesinitiativen forderten zudem vom Bund eine Entschädigung für die
Ertragsausfälle der Krankenhäuser während der ersten Pandemiewelle, der Nationalrat
gab ihnen indes keine Folge.

Von einer neuen Krise betroffen war die Medikamentenversorgung. Die
Versorgungssicherheit wurde als kritisch erachtet, was die Medien auf den Brexit, die
Opioidkrise in den USA sowie auf den Ukrainekrieg zurückführten. Der Bundesrat gab in
der Folge das Pflichtlager für Opioide frei. Das Parlament hiess überdies verschiedene
Motionen für eine Zulassung von Medizinprodukten nach aussereuropäischen
Regulierungssystemen gut, um so die Medikamentenversorgung auch mittelfristig
sicherzustellen (Mo. 20.3211, Mo. 20.3370). Kein Gehör fand hingegen eine
Standesinitiative aus dem Kanton Aargau zur Sicherung der Landesversorgung mit
essenziellen Wirkstoffen, Medikamenten und medizinischen Produkten, durch
ausreichende Lagerhaltung, Produktion in Europa und durch die Vereinfachung der
Registrierung in der Schweiz.

Im Bereich des Sports war das Jahr 2022 durch mehrere Grossanlässe geprägt, die
nicht nur in sportlicher, sondern auch in politischer Hinsicht für Gesprächsstoff
sorgten. Die Olympischen Winterspiele in Peking Anfang Jahr und die Fussball-
Weltmeisterschaft der Männer in Katar zum Jahresende standen aufgrund von
Menschenrechtsverletzungen an den Austragungsstätten in den Schlagzeilen. Skandale
gab es aber nicht nur in der internationalen Sportwelt, sondern auch hierzulande, wo
Vorwürfe bezüglich Missständen im Synchronschwimmen erhoben wurden und die 1.
Liga-Frauen-Fussballmannschaft des FC Affoltern nach einem Belästigungsskandal
praktisch geschlossen den Rücktritt erklärte. Erfreut zeigten sich die Medien hingegen
über eine Meldung im Vorfeld der Fussball-Europameisterschaft der Frauen, dass die
Erfolgsprämien durch die Credit Suisse und die Gelder für Bilder- und Namensrechte
durch den SFV für die Spielerinnen und Spieler der Nationalmannschaft der Frauen und
Männer künftig gleich hoch ausfallen sollen. Sinnbildlich für den wachsenden
Stellenwert des Frauenfussballs stand ferner eine Erklärung des Nationalrats in der
Wintersession 2022, wonach er die Kandidatur zur Austragung der Fussball-
Europameisterschaft der Frauen 2025 in der Schweiz unterstütze. Trotz dieser
verschiedenen Diskussionen im Sportbereich hielt sich die Berichterstattung dazu
verglichen mit derjenigen zu gesundheitspolitischen Themen in Grenzen (vgl. Abbildung
1). Dies trifft auch auf die Medienaufmerksamkeit für die Sozialhilfe zu, die sich über
das gesamte Jahr hinweg unverändert auf sehr tiefem Niveau bewegte. 2

Gesundheitspolitik

Mit einem diskussionslos verabschiedeten Postulat ihrer Kommission für Rechtsfragen
beauftragte die grosse Kammer den Bundesrat, einen Bericht und Vorschläge zu
unterbreiten, ob und wie die Aktivitäten und Massnahmen des Bundes im Kampf gegen
die verschiedenen Gefährdungen der Gesundheit wie beispielsweise Drogen,
Betäubungsmittel, Medikamentenmissbrauch, Alkohol, Tabak, Luftverschmutzung,
Radioaktivität etc. besser koordiniert und aufgrund einer allgemeinen und
übersichtlichen Strategie optimiert werden könnten. 3

POSTULAT
DATUM: 02.06.1993
MARIANNE BENTELI

Die 1994 erstmals vom Bundesamt für Statistik durchgeführte Schweizerische
Gesundheitsbefragung zeichnete das Bild einer sich mehrheitlich gesund fühlenden
und gesundheitsbewussten Bevölkerung. Über 80 Prozent der Befragten schätzten
ihren gesundheitlichen Zustand spontan als gut bis sehr gut ein. Für fast 90 Prozent
spielen gesundheitliche Überlegungen eine wichtige Rolle bei ihrer Lebensgestaltung.
Dennoch rauchen rund 30 Prozent der Bevölkerung, und ein gleicher Anteil trinkt
häufiger als zweimal pro Woche Alkohol. Nur gerade jede vierte Person betätigt sich
körperlich ausreichend. Wie bereits frühere Untersuchungen gezeigt hatten, sind
Gesundheit, Konsumverhalten und Ernährungsbewusstsein stark von der sozialen
Herkunft und der Bildung abhängig. Je höher das Bildungsniveau ist, desto mehr wird

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 28.06.1994
MARIANNE BENTELI
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auf eine gesunde Lebensweise geachtet. Die Befragung wies auch sprachregionale
Unterschiede im Gesundheitsbewusstsein nach. In der deutschen Schweiz ist es in 90
Prozent der Bevölkerung verbreitet, in der Romandie kümmern sich nur 77 Prozent im
Alltag um ein gesundes Leben. Das Tessin liegt im schweizerischen Mittel. Bei den
Frauen ist das Gesundheitsbewusstsein mit 89 Prozent stärker ausgeprägt als bei den
Männern. 4

Die Kostenentwicklung im Gesundheitswesen und neue epidemiologische Probleme
erfordern eine Neuordnung der Gesundheitsstatistik. Die Spital- und Heimstatistik soll
in die amtliche Statistik integriert und revidiert werden. Ein entsprechendes Konzept
wurde vom EDI zuhanden der Konferenz der kantonalen Sanitätsdirektoren
verabschiedet. Bereits eingeführt wurde eine Erhebung über die ambulanten
Behandlungen im Alkohol- und Drogenbereich. 5

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 01.09.1994
MARIANNE BENTELI

Der Bundesrat verlängerte Mitte Jahr seine Präventionsprogramme und setzte die Ziele
bis 2012 fest. Unausgewogene Ernährung, zu wenig Bewegung, problematischer
Alkoholkonsum sowie Rauchen verursachen jährlich Kosten von rund 20 Mia Fr., die
mittels Präventionsmassnahmen reduziert werden können. Seine Hauptaufgabe sah der
Bundesrat in der Koordination zwischen Bund, Kantonen, Nicht-
Regierungsorganisationen und anderen involvierten Kreisen, in der Sicherung einer
aussagekräftigen Datenlage, der Evaluation, Forschung und Definition von „Best-
Practices“ sowie der Information. Er umschrieb seine Ziele in Bezug auf die nationalen
Programme Alkohol, Ernährung und Bewegung, Tabak und HIV/Aids. Im Vorfeld hatte
sich eine Allianz von Wirtschaftsverbänden gebildet, die gegen Teile der
Präventionsmassnahmen des Bundes kämpfte. Diese Allianz umfasste 20 Verbände aus
der Tabak- und Alkoholbranche sowie aus dem Bereich Handel und der
Kommunikationsbranche. Ebenfalls beteiligt waren Economiesuisse, der
Schweizerische Arbeitgeberverband und der Gewerbeverband. Diese Allianz engagierte
sich für eine stärkere Ausrichtung der Präventionsmassnahmen auf Eigenverantwortung
und Aufklärungsmassnahmen, die sich an Risikogruppen richten. Sie wandte sich gegen
Eingriffe in die freie Marktwirtschaft, zusätzliche Einschränkungen der persönlichen
Freiheit und Steuern. 6

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 18.06.2008
LINDA ROHRER

Suchtmittel

Deux initiatives populaires conjointes, «Pour la prévention des problèmes liés au
tabac» et «Pour la prévention des problèmes liés à l'alcool», demandant que la
publicité en faveur de ces deux biens de consommation soit proscrite, ont été lancées
par toute une série d'organisations sensibilisées à ces problèmes. Le texte de la
première initiative citée précise en outre qu'un pourcent au moins du produit de
l'imposition du tabac devra être utilisé, avec le concours des cantons, à la prévention
des maladies nées de son abus. Toutefois, la législation fédérale pourra autoriser des
exceptions limitées dans des cas particuliers, notamment s'il s'agit de la publicité dans
les journaux étrangers vendus en Suisse. 7

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 12.04.1988
STÉPHANE HOFMANN

Die beiden Volksinitiativen («Zwillingsinitiativen») zur Veminderung der Tabakprobleme
und zur Verminderung der Alkoholprobleme wurden am 11. Oktober 1989 mit 115'210
bzw. 110'648 Unterschriften eingereicht. Als Erfolg durften die in dieser Hinsicht
sensibilisierten Kreise auch den Umstand werten, dass der Nationalrat bei der Beratung
des neuen Radio- und Fernsehgesetzes dem bundesrätlichen Vorschlag eines
zwingenden Verbotes der Tabak- und Alkoholwerbung (Art. 17, Abs. 5) mit 118 zu 68
Stimmen den Vorzug gab gegenüber der Empfehlung der Mehrheit der vorberatenden
Kommission, welche für eine «Kann»-Formulierung plädiert hatte. 8

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 11.10.1989
MARIANNE BENTELI
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Unter anderem aus Gründen der Europaverträglichkeit im Fernsehbereich wird der
Bundesrat Volk und Ständen die Ablehnung der 1989 eingereichten Zwillings-
Initiativen empfehlen, die ein striktes Werbeverbot für alkoholische Getränke und
Tabakwaren verlangen. Da er aber die Suchtprävention sehr ernst nehme, teilte
Bundesrat Cotti der Presse mit, werde er auf Gesetzesebene einen indirekten
Gegenvorschlag ausarbeiten lassen. Ein totales Verbot komme dabei aber nicht in
Frage. Aufgrund dieser Vorgaben war das Initiativkomitee nicht bereit, seine Begehren
zurückzuziehen. 9

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 26.01.1990
MARIANNE BENTELI

Die Grundlage für den bundesrätlichen Gegenvorschlag wird das von der kleinen
Kammer als Erstrat verabschiedete revidierte Lebensmittelgesetz bieten, welches dem
Bundesrat die Möglichkeit gibt, Tabak- und Alkoholwerbung insbesondere zum Schutz
der Jugendlichen einzuschränken. Die vom Bundesrat vorgeschlagene unverbindliche
Kann-Formulierung war dabei allerdings recht umstritten. 10

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 02.10.1990
MARIANNE BENTELI

Der Bundesrat will den «Zwillingsinitativen» zur Verminderung der Alkohol- und
Tabakprobleme mit einem indirekten Gegenvorschlag auf Gesetzesebene
entgegentreten und gab seinen Entwurf für eine Verschärfung der
Werbeeinschränkungen für Tabakwaren und alkoholische Getränke im künftigen
Lebensmittelgesetz und im Alkoholgesetz in die Vernehmlassung. Wegen der
erwiesenermassen gesundheitsschädlichen Wirkung von Raucherwaren schlug er ein
totales Werbeverbot für dieses Produkt in den inländischen Printmedien, auf
Plakatwänden und in den Kinos vor. Aus Gründen der Machbarkeit – und weil ohnehin
schon viele EG-Staaten ein generelles Verbot der Tabakwerbung kennen oder
vorbereiten – verzichtete er auf eine Ausdehnung des Geltungsbereichs auf
ausländische Medien. Die sachbezogene Information über Raucherwaren und
alkoholische Getränke in den Verkaufsstellen soll weiterhin erlaubt sein. Da Alkohol nur
im Abusus gesundheitsschädigend ist, kann nach Auffassung des Bundesrates die rein
beschreibende Alkoholwerbung in den Printmedien beibehalten werden, nicht aber die
allein zum Konsum animierende Reklame in den Kinos oder auf Plakaten. 11

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 18.06.1991
MARIANNE BENTELI

In der Vernehmlassung stiessen die bundesrätlichen Vorschläge auf viel Kritik. Die
bürgerlichen Parteien, die Arbeitgeberorganisationen, der Gewerbeverband, die
betroffene Tabak- und Alkoholindustrie, die von der Werbung profitierenden Medien,
Agenturen und Kinos, aber auch Sportverbände und kulturelle Organisationen, welche
weitgehend vom Sponsoring leben, lehnten die bundesrätlichen Vorschläge zum Teil
ganz vehement ab. Unterstützung fand der Bundesrat hingegen bei der SP, den Grünen,
den Gewerkschaften sowie den Organisationen für Gesundheit und
Konsumentenschutz. Dem Initiativkomitee ging der Gegenvorschlag hingegen zu wenig
weit, weshalb es beschloss, sein Begehren nicht zurückzuziehen. 12

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 31.07.1991
MARIANNE BENTELI

Bund, Kantone und private Organisationen schlossen sich zu einer Pressekampagne
zusammen, mit welcher Jugendliche über die Gefahren von Alkohol und Nikotin
aufgeklärt werden sollten. Als erste Aktion wurde landesweit ein Jugendmagazin verteilt,
welches zur Lektüre und Diskussion über Tabak und Alkohol anregen und den gesunden
Lebensstil des Nicht-Rauchens propagieren will. 13

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 08.09.1991
MARIANNE BENTELI

Die Jugendlichen in der Schweiz sind laut einer repräsentativen Umfrage
zurückhaltender geworden beim Konsum legaler und illegaler Drogen. Der Anteil der
Minderjährigen mit Rauschgifterfahrung hat seit 1986 nicht zugenommen; der
Prozentsatz der jungen Zigarettenraucher und Alkoholkonsumenten ist sogar
rückläufig. 14

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 20.09.1991
MARIANNE BENTELI
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Aufgrund der hohen Anzahl von Verkehrsunfällen unter Alkoholeinfluss reichte
Ständerätin Weber (ldu, ZH) eine Motion ein, mit welcher der Bundesrat beauftragt
werden soll, die Blutalkoholgrenze für die Beurteilung des Fahrens in angetrunkenem
Zustand von 0.8 auf 0.5 Promille zu senken. 15

MOTION
DATUM: 30.09.1991
MARIANNE BENTELI

Der Bundesrat beantragte dem Parlament die Ablehnung der «Zwillingsinitiativen» zur
Verminderung der Alkohol- und Tabakprobleme, welche 1989 mit der Forderung nach
einem totalen Werbeverbot für Alkoholika und Tabakwaren eingereicht worden waren,
und leitete den Räten seine Botschaft für einen indirekten Gegenvorschlag auf
Gesetzesstufe zu. Dabei zeigte er Bereitschaft, den in der Vernehmlassung
vorgebrachten Bedenken der betroffenen Kreise (Industrie, Gewerbe, Medien)
zumindest teilweise Rechnung zu tragen und seinen ursprünglichen Vorschlag etwas zu
lockern. Als Erklärung für diesen partiellen Rückzieher – beispielsweise bei der
Tabakwerbung in den Printmedien oder beim Sponsoring – führte er an, dass neben der
hohen Priorität, welche dem Gesundheitsschutz der Bevölkerung gebühre, auch die
Handels- und Gewerbefreiheit, die Rechtsgleichheit und das Informationsbedürfnis der
Konsumentinnen und Konsumenten berücksichtigt werden müssten.
Strikt verboten sein soll die Werbung am Schweizer Radio und Fernsehen, bei den
Lokalradios, in den Kinos und auf Plakatwänden. In allen anderen Bereichen würde die
Werbung bloss eingeschränkt. An den Verkaufsstellen darf informativ geworben
werden. Degustationen bleiben hier – mit Ausnahme der gebrannten Wasser – erlaubt,
hingegen dürfen keine Gratismuster von Raucherwaren mehr abgegeben werden.
Sachbezogene Werbung für Alkoholika und Tabak soll auch in den Printmedien mit
Ausnahme der Jugendzeitschriften möglich sein. Ebenfalls zugelassen bleiben das
Sponsoring und die Markendiversifizierung, sofern damit nicht die Förderung des
Verkaufs von Alkohol und Tabakwaren bezweckt wird. Das Aktionskomitee zeigte sich
enttäuscht vom Gegenvorschlag und beschloss, seine Initiativen nicht zurückzuziehen. 16

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 09.03.1992
MARIANNE BENTELI

Zu heftigen Wortgefechten kam es, als der Nationalrat im Rahmen der Revision des
Lebensmittelgesetzes Werbeeinschränkungen für Tabak und Alkohol behandelte. Der
Ständerat hatte 1990 einer Kompetenznorm, wonach der Bundesrat zum Schutz der
Gesundheit insbesondere von Jugendlichen die Werbung für alkoholische Getränke
sowie für Tabak- und Raucherwaren einschränken kann, nach langer Diskussion
zugestimmt. Im Nationalrat versuchten Vertreter des bürgerlichen Lagers, angeführt von
Nationalrat Oehler (cvp, SG), Präsident des Verbandes der schweizerischen
Tabakindustrie, mit vielfältigen Argumenten einen völligen Verzicht auf
Werbebeschränkungen zu erreichen. So weit wollte der Rat nicht gehen, doch
schwächte er den Beschluss des Ständerates ab. Gemäss nationalrätlicher Variante
kann der Bundesrat die Werbung für alkoholische Getränke und für Tabakartikel nur
dann einschränken, wenn sie sich speziell an die Jugend richtet. Der Ständerat stimmte
dieser Version zu. 17

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 18.06.1992
MARIANNE BENTELI

Recht knapp wurden im Ständerat zwei Motionen (Seiler, svp, SH; Mo. 91.3289 und
Weber, Idu, ZH; Mo. 91.3325) abgelehnt, welche ein verschärftes Strafmass für Fahren
in angetrunkenem Zustand bzw. die Absenkung des Alkoholpromille-Grenzwerts auf 0,5
Promille verlangten. In beiden Fällen hatte der Bundesrat Umwandlung in ein Postulat
beantragt, ein Ansinnen, dem sich die Motionäre angesichts der hohen Anzahl von
Verkehrsunfällen unter Alkoholeinfluss nicht anschliessen konnten. Hingegen war der
Bundesrat bereit, eine Motion Gonseth (gp, BL), welche systematische
Atemluftkontrollen verlangt, zumindest teilweise anzunehmen, worauf der Nationalrat
den unbestrittenen Teil des Vorstosses überwies (Mo. 92.3102). 18

MOTION
DATUM: 09.10.1992
MARIANNE BENTELI

In der Frühjahrssession wurden die Zwillingsinitiativen für eine Verminderung der
Tabakprobleme und für eine Verminderung der Alkoholprobleme, die ein völliges
Werbeverbot für Tabak und Alkohol verlangten, vom Ständerat, welcher das Geschäft
als Erstrat behandelte, klar verworfen. Die kleine Kammer erachtete den Einfluss der
Werbung auf das Konsumverhalten insbesondere der Jugend als nicht erwiesen und
betonte die negativen materiellen Auswirkungen der Initiativen auf die Werbebranche
und das kulturelle Sponsoring. Vergeblich appellierte Bundesrat Cotti an den Rat,
zumindest auf den moderateren Gegenvorschlag des Bundesrates einzutreten, welcher
nur die Plakat- und Kinowerbung verbieten, die informierende Werbung in den

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 02.03.1993
MARIANNE BENTELI
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Printmedien und an den Verkaufsstellen sowie das Sponsoring unter gewissen Auflagen
jedoch zulassen wollte. Gegen die engagierten Voten von Meier (cvp, LU), Onken (sp, TG)
und Schiesser (fdp, GL), die sich für den Jugendschutz stark machten und an die
menschlichen und volkswirtschaftlichen Folgen übermässigen Alkohol- und
Tabakkonsums erinnerten, wurde auch dieser Vorschlag deutlich abgelehnt. Ihm warfen
die Gegner jeglicher Werbebeschränkung vor, nicht praktikabel zu sein und der
Werbebranche jährlich Aufträge in der Höhe von CHF 100 Mio. bis CHF 150 Mio. zu
entziehen. 19

Mit einem angenommenen Postulat wies Ständerat Frick (cvp, SZ) auf das Problem hin,
dass im Rahmen der Invalidenversicherung auch Drogen- und Alkoholkranke
rentenberechtigt sind, bei Auszahlung an die Berechtigten die Renten oftmals aber
nicht zweckentsprechend für den Lebensunterhalt verwendet werden, sondern direkt
wieder in die Beschaffung des Suchtmittels fliessen. Er bat den Bundesrat, einen
Bericht über die Anzahl rentenberechtigter Suchtkranker auszuarbeiten und geeignete
Massnahmen zu treffen, um sicherzustellen, dass die Renten zum Unterhalt der
Berechtigten und ihrer Familien verwendet und nicht umgehend in legale oder illegale
Suchtmittel umgesetzt werden. 20

POSTULAT
DATUM: 02.03.1993
MARIANNE BENTELI

Wie vor ihm bereits der Nationalrat, überwies auch der Ständerat nach kurzer
Diskussion den unbestrittenen Teil einer Motion Gonseth (gp, BL), welcher verlangt,
dass zur Verminderung der alkoholbedingten Opfer des Strassenverkehrs so rasch als
möglich die gesetzlichen Grundlagen zur Durchführung systematischer
Atemluftkontrollen geschaffen werden. 21

MOTION
DATUM: 17.06.1993
MARIANNE BENTELI

Der Nationalrat übernahm praktisch die Argumentation des Ständerates und lehnte
ebenfalls sowohl die Initiativen als auch den bundesrätlichen Gegenvorschlag deutlich
ab. Bei der ständerätlichen Präventions-Motion setzte sich hingegen der Bundesrat
durch und erreichte eine Überweisung in der unverbindlichen Form des Postulates. 22

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 18.06.1993
MARIANNE BENTELI

Bei dieser Ausgangslage hatten die beiden Initiativen in der Volksabstimmung keine
Chance, umso mehr als die Gegner der Initiativen – in erster Linie die Tabakindustrie
und die Werbung – weder Mittel noch Wege scheuten, um die Initiativen, die sie in
erster Linie als werbe- und arbeitsplatzfeindlich darstellten, zu Fall zu bringen. Dabei
fanden sie die nahezu uneingeschränkte Unterstützung der Printmedien, welche sich in
Zeiten ohnehin rückläufigen Inseratevolumens unmissverständlich auf die Seite ihrer
potenten Auftraggeber stellten. Gegen die Initiativen sprach sich aber auch ein
«Schweizerisches Aktionskomitee gegen unbrauchbare Werbeverbote» aus, in welchem
sich 150 Bundesparlamentarier und -parlamentarierinnen aus allen grösseren Parteien
zusammenschlossen. Dem Präsidium gehörten neben Nationalrätin Heberlein (fdp, ZH),
Ständerat Delalay (cvp, VS) und Nationalrätin Zölch (svp, BE) auch der Basler SP-
Nationalrat Hubacher an, der sich in dieser Frage gegen die Meinung seiner Partei
stellte. 23

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 08.09.1993
MARIANNE BENTELI

In der Wintersession 1993 reichte die CVP-Fraktion eine Motion ein mit der Forderung,
möglichst rasch ein Suchtpräventionsgesetz auszuarbeiten. Ziel ist eine
gesamtschweizerische Koordination der Massnahmen zur Bekämpfung illegaler Drogen
und gegen den Missbrauch von Medikamenten, Alkohol und Tabak. Zur Finanzierung der
Präventionsmassnahmen sollen konfiszierte Drogengelder verwendet werden. 24

MOTION
DATUM: 15.10.1993
MARIANNE BENTELI

Die einzige Überraschung des Abstimmungsresultates lag denn auch in seiner
Deutlichkeit. 1979 hatten sich noch 41 Prozent der Stimmenden für ein analoges
Volksbegehren («Guttempler-Initiative») ausgesprochen, Basel-Stadt sogar mit mehr als
50 Prozent. Besonders massiv wurden die beiden Initiativen in der Westschweiz (mit
Ausnahme von Genf) und im Kanton Schwyz abgelehnt, wo sich über vier Fünftel der
Urnengängerinnen und Urnengänger gegen sie aussprachen. Am
«verbotsfreundlichsten» zeigten sich die Kantone Basel-Stadt und Zürich mit rund 33
Prozent bzw. 31 Prozent Ja-Stimmen. 

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 28.11.1993
MARIANNE BENTELI
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Volksinitiative «zur Verhinderung der Alkoholprobleme». 
Abstimmung vom 28. November 1993

Beteiligung: 44.7%
Nein: 1'527'165 (74.7%) / 20 6/2 Stände
Ja: 516'054 (25.3%) / 0 Stände

Parolen:
– Nein: FDP, CVP (4*), SVP, LP, AP, Lega; Vorort, SGV
– Ja: SP (3*), GP, PdA (1*), LdU (3*), EVP, EDU, SD (3*)

* In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen

Volksinitiative «zur Verminderung der Tabakprobleme». 
Abstimmung vom 28. November 1993

Beteiligung: 44.7%
Nein: 1 521 885 (74.5%) / 20 6/2 Stände
Ja: 521 433 (25.5%) / 0 Stände

Parolen:
– Nein: FDP, CVP (3*), SVP, LP, AP, Lega; Vorort, SGV
– Ja: SP (3*), GP, PdA (1*), LdU (3*), EVP, EDU, SD (3*)

* In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen

Wie die Vox-Analyse dieser Abstimmung zeigte, fanden die beiden Initiativen bei den
Frauen erheblich mehr Zustimmung als bei den Männern. Seit dem Beginn der Vox-
Analysen 1977 wurde nie eine so grosse Differenz zwischen dem Stimmverhalten der
Frauen und der Männer – 18 Prozent beim Tabakverbot – beobachtet. Tiefe Ja-Anteile
ergaben sich in der jüngsten Alterskategorie, in der Romandie und in den ländlichen
Gebieten. Besonders im rot-grünen Lager beeinflusste der politische Standort das
Stimmverhalten nur teilweise. Einzig die Gefolgschaft von LdU/EVP stimmte beiden
Initiativen zu, die Grünen nahmen nur die Tabakinitiative an, während die Anhänger der
SP mehrheitlich nicht der Parteiparole folgten. Die meistgenannten Motive zur
Verwerfung der Initiativen waren die Angst vor zusätzlicher Arbeitslosigkeit und die
Überzeugung, dass ein Verbot wirkungslos wäre bzw. durch ausländische Medien
umgangen würde. 25

Als Reaktion auf die in mehreren Kantonen erfolgte Aufhebung der Bedürfnisklausel für
Gaststätten forderte die Eidg. Kommission für Alkoholfragen die Kantone auf, diese
Einschränkung auch in Zukunft aus volksgesundheitlichen Gründen aufrechtzuerhalten,
da der übermässige Alkoholkonsum nach wie vor eines der wichtigsten
sozialmedizinischen Probleme darstelle. 26

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 12.02.1994
MARIANNE BENTELI

Da die Praxis des Bundesrates und der Eidg. Alkoholverwaltung parallel vier Ziele
verfolgt, die zueinander in einem Spannungsverhältnis stehen können, nämlich
Gesundheits-, Fiskal-, Landwirtschafts- und Gewerbepolitik, regte die GPK des
Nationalrates in einem überwiesenen Postulat an, Bundesrat und Verwaltung sollten die
aus der Verfassung ableitbare Priorität der Gesundheitspolitik vermehrt zum Ausdruck
bringen. 27

POSTULAT
DATUM: 06.05.1994
MARIANNE BENTELI

Eine Motion Rohrbasser (svp, FR) für die Aufhebung des Absinth-Verbots in der
Bundesverfassung (Art. 32) wurde auf Antrag des Bundesrates lediglich als Postulat
überwiesen. Die Landesregierung argumentierte mit der uneinheitlichen Praxis der
Mitgliedstaaten der EU, schloss aber nicht aus, das Anliegen anlässlich der Totalrevision
der Bundesverfassung wieder aufzunehmen. 28

MOTION
DATUM: 17.06.1994
MARIANNE BENTELI
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Die Bundesämter für Statistik und Gesundheitswesen legten eine gemeinsame Studie
vor, welche anhand der Verzeigungen und Verurteilungen der letzten 20 Jahre einige
Vorurteile über das Ausmass des Drogenkonsums in der Schweiz ausräumen konnte.
Entgegen den Darstellungen in den Medien – und vor allem in der Boulevardpresse – ist
die Zahl der Konsumenten von harten Drogen in den letzten Jahren ungefähr stabil bei
24'000 bis 30'000 geblieben. Die Abhängigkeit von illegalen Drogen ist deutlich
geringer als der Konsum von Alkohol, Tabak und Medikamenten. So gibt es
beispielsweise rund 30 Mal mehr Personen, die einmal pro Woche Alkohol
konsumieren, als solche, die Haschisch zu sich nehmen. Auch starker Zigarettenkonsum
oder die tägliche Einnahme von Medikamenten sind häufiger als wöchentlicher
Cannabiskonsum. Die weitverbreitete Meinung, die Konsumentinnen und Konsumenten
von illegalen Drogen würden immer jünger, konnte ebenfalls widerlegt werden. So
erhöhte sich seit den 1970er Jahren das Durchschnittsalter der Verzeigten oder
Verurteilten kontinuierlich von 24 auf 26 Jahre. Der Anteil der Personen unter 18
Jahren hat sich dagegen kaum verändert. 29

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 15.11.1994
MARIANNE BENTELI

Eine Motion Schmied (svp, BE) mit dem Inhalt, die Forschung über alkoholabhängige
Patienten sei jener über drogensüchtige gleichzustellen und dabei die herkömmlichen
Institutionen mit den innovativen Projekten in ihrer therapeutischen Wirkung zu
vergleichen, wurde auf Antrag des Bundesrates, der auf die geringen finanziellen
Ressourcen in diesem Bereich verwies, vom Nationalrat lediglich als Postulat
verabschiedet. 30

MOTION
DATUM: 16.12.1994
MARIANNE BENTELI

Bei der Revision des Arbeitsgesetzes beantragte Nationalrätin Brunner (sp, GE) eine
zusätzliche Bestimmung, wonach die Arbeitgeber dafür zu sorgen haben, dass
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in Ausübung ihrer beruflichen Tätigkeit keinen
Alkohol oder andere berauschende Mittel konsumieren müssen. Sie visierte damit vor
allem Animierdamen und Tänzerinnen in Nachtlokalen an. Da der Bundesrat diesem
Antrag sehr positiv gegenüberstand, wurde er praktisch diskussionslos aufgenommen. 31

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 22.03.1995
MARIANNE BENTELI

Elf- bis sechzehnjährige Schweizer Schulkinder konsumieren deutlich mehr Alkohol,
Tabak und Haschisch als vor acht Jahren. Dies ging aus einer breit angelegten Studie
der Schweizerischen Fachstelle für Alkohol- und andere Drogenprobleme (SFA) hervor.
Insgesamt sind es zwei Prozent der Jugendlichen – hochgerechnet rund 12'000
Schulkinder –, die jeden Tag zum Glas greifen. Sieben Prozent der erfassten
Jugendlichen rauchen täglich, was gegenüber 1986 einem Anstieg um 75 Prozent
entspricht. Fast verdoppelt hat sich auch der Prozentsatz jener, welche mindestens
einmal Cannabis konsumiert haben (18.4% gegenüber 10%). 7.9 Prozent der Befragten
hatten Erfahrung mit Aufputschmitteln, mehr als doppelt so viele wie 1986, wobei der
Trend bei den männlichen Jugendlichen und in der Deutschschweiz besonders
ausgeprägt ist. Die Modedroge Ecstasy wurde von 1.4 Prozent der Schülerinnen und
Schüler eingenommen. 32

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 24.05.1995
MARIANNE BENTELI

Mit 69 zu 38 Stimmen lehnte der Nationalrat ein Postulat Leuba (lp, VD) ab, welches
den Bundesrat ersuchte, den in der Verkehrsregelnverordnung festgesetzten
Grenzwert der Blutalkoholkonzentration von heute 0,8 Promille nicht zu senken. Der
Bundesrat verwies darauf, dass diese Frage europaweit zur Diskussion stehe, weshalb er
sich im jetzigen Zeitpunkt nicht binden möchte. 33

POSTULAT
DATUM: 05.06.1996
MARIANNE BENTELI

Bei der Teilrevision des Alkoholgesetzes erinnerte Ständerätin Beerli (fdp, BE) als
Präsidentin der Eidg. Alkoholkommission an Art. 32 bis Abs. 2 der Bundesverfassung,
welcher vorschreibt, dass die Gesetzgebung so zu gestalten sei, dass sie den Verbrauch
von Trinkbranntwein und dementsprechend dessen Einfuhr und Herstellung
vermindert. Aus Gründen der WTO-Kompatibilität wandte sie sich nicht gegen die
Einführung des Einheitssatzes zur Besteuerung in- und ausländischer Spirituosen, bat
aber den Bundesrat, diesen Einheitssatz aus gesundheitspolitischen Gründen nicht zu
tief anzusetzen. In der grossen Kammer stellte Zwygart (evp, BE) den Antrag, im
Interesse der Suchtprävention sei der Einheitssatz in Absprache mit wirtschaftlichen
und gesundheitspolitischen Kreisen festzusetzen; der Antrag wurde mit 72 zu 42
Stimmen abgelehnt. 34

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 20.06.1996
MARIANNE BENTELI
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In der Frühjahrssession nahm der Nationalrat gegen den Willen des Bundesrates eine
Motion Gonseth (gp, BL) an, welche eine verstärkte Alkoholprävention bei
Jugendlichen verlangte. Im Ständerat verfing hingegen die Aussage der
Landesregierung, momentan kein Geld für ein konsistentes Massnahmenpaket zu
haben, weshalb dort der Vorstoss in ein Postulat umgewandelt wurde. 35

MOTION
DATUM: 17.09.1996
MARIANNE BENTELI

Im Auftrag des BAG erarbeitete die Schweizerische Fachstelle für Alkohol- und andere
Drogenprobleme (SFA) einen Bericht, welcher erstmals umfassend Ausmass und
Konsequenzen des Konsums von Alkohol, Tabak und illegalen Drogen in der Schweiz
aufzeigte. Referenzzeit waren die Jahre 1994 bis 1996. Der Bericht bestätigte die
bereits bekannte Tatsache, dass die beiden Alltagsdrogen Alkohol und Nikotin weit
mehr gesundheitliche Probleme, Abhängigkeiten und Kosten verursachen als die im
Zentrum des öffentlichen Interesses stehenden illegalen Drogen.

Mit einem Pro-Kopf-Konsum von 9,4 Litern reinen Alkohols im Jahr 1996 gehört die
Schweiz in Europa zu den Ländern, in denen am meisten getrunken wird. Rund 300'000
Einwohner sind alkoholabhängig. Geht man von den volkswirtschaftlichen Folgekosten
aus (3 Mia. Fr. pro Jahr), ist der Alkohol das gravierendste Gesundheitsproblem der
Schweiz. In den medizinischen Abteilungen der Akutspitäler ist bei den 30- bis
50jährigen Männern Alkoholismus und seine Folgeerscheinungen die häufigste
Diagnose. Bei den Erwachsenen ist der Gesamtverbrauch in den letzten Jahren
zurückgegangen, er hat dafür aber bei den Jugendlichen zugenommen: 12'000
Schulkinder im Alter zwischen 11 und 16 Jahren trinken laut der Studie jeden Tag
Alkoholhaltiges.

Auch beim Tabakkonsum liegt die Schweiz im europäischen Ländervergleich in den
vorderen Rängen. 1996 bezeichneten sich rund 30% der 15- bis 74-jährigen als Raucher
oder Raucherin; das sind rund 1,7 Millionen Personen. 85% von ihnen rauchten täglich,
700'000 mehr als 20 Zigaretten pro Tag. Wenn man annimmt, dass bei einem Konsum
von mehr als zehn Zigaretten pro Tag eine Abhängigkeit vorliegt, gibt es in der Schweiz
mehr als eine Million Nikotinsüchtige. Die Studie bezeichnete den Tabakkonsum als
wichtigste verhütbare Ursache für den vorzeitigen Tod. Die volkswirtschaftlichen
Folgekosten wurden auf 1,2 Mia Fr. pro Jahr geschätzt.

Mehr als 20% der Männer und 15% der Frauen im Alter zwischen 15 und 39 Jahren
haben mindestens einmal illegale Drogen konsumiert. Die Zahl der Heroinabhängigen ist
mit rund 30'000 Personen seit Jahren relativ konstant. Generell wurde ein wachsendes
Angebot und eine Professionalisierung des Marktes der illegalen Drogen festgestellt
sowie eine Verlagerung von den betäubenden (Heroin) zu den aufputschenden
Substanzen (Kokain, Amphetamine, Ecstasy etc.). Hier wurden die volkswirtschaftlichen
Gesamtkosten auf rund 1 Mia. Fr. pro Jahr geschätzt. Dabei entfiel rund die Hälfte auf
Polizeimassnahmen im weiteren Sinn. 36

BERICHT
DATUM: 25.06.1997
MARIANNE BENTELI

Seit gut zwei Jahren sind in der Schweiz sogenannte Premix-und Alcopops-Getränke
auf dem Markt. Diese Mischungen aus Alkohol und Erfrischungsgetränk werden häufig
von Jugendlichen und zunehmend auch schon von Kindern konsumiert, weil sie süss
sind und - im Gegensatz zu Bier oder Wein - fast keinen Alkoholgeschmack haben.
Diese Tatsache veranlasste die GPK des Nationalrates, dem EDI nahezulegen, konkrete
Massnahmen in diesem Bereich zu prüfen. Neben der Aufforderung an die Kantone zu
einer strikteren Gesetzesanwendung und Vollzugskontrolle schlug sie vor, mit einer
neuen Bestimmung in der Lebensmittelverordnung jegliche Abgabe alkoholischer
Getränke an Jugendliche unter 18 Jahren zu verbieten. Die eidgenössische
Alkoholverwaltung reagierte rasch und unterstellte Ende Jahr diese Drinks sowohl einer
höheren Besteuerung als auch einem Abgabeverbot für Jugendliche unter 18 Jahren. 
Ein Postulat Nationalrat Meier (ldu, AG), welches diese Softdrinks den gleichen
Werbeeinschränkungen wie die gebrannten Wasser unterstellen wollte (Po. 96.3485),
wurde von Widrig (cvp, SG) bekämpft und damit vorderhand dem Entscheid entzogen.
Hingegen wurde ein Postulat Fässler (sp, SG) überwiesen, welches die Durchführung
einer nationalen Aufklärungskampagne anregte (Po. 97.3311). 37

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 25.11.1997
MARIANNE BENTELI
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Mit den vom Bundesamt für Statistik (BFS) aufgearbeiteten Zahlen der ambulanten
Behandlungen im Alkohol- und Drogenbereich wurden erstmals Daten vorgelegt, die
einen Vergleich zwischen den Auswirkungen von legalen und illegalen Suchtmitteln
ermöglichen. Die Hälfte der Heroinkonsumentinnen und -konsumenten ist unter 26-
jährig; Alkoholprobleme treten dagegen bei 50% der Betroffenen erst im Alter von über
40 Jahren auf. Unterschiedlich ist auch die Frist vom ersten Konsum bis zu Beginn der
Beratung. Bei der Hälfte der Heroinsüchtigen sind es vier Jahre, bei der Hälfte der
Alkoholikerinnen und Alkoholiker fast 24 Jahre. Da Alkohol im Alltag lange als weniger
problematisch erlebt wird als Heroin, kommt nur jeder siebte Alkoholkranke von sich
aus in eine Behandlung, während es bei den Heroinkonsumenten jeder vierte ist.
Dagegen werden viel mehr Alkoholiker als Drogenkonsumenten von einer Behörde oder
einem Arzt überwiesen. 38

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 25.03.1998
MARIANNE BENTELI

Art. 105 der nachgeführten Bundesverfassung (zuvor Art. 96) befasst sich mit den
Kompetenzen des Bundes im Bereich der gebrannten Wasser. Auf vielfältigen Wunsch
in der Vernehmlassung hatte der Bundesrat in seinem Vorschlag neben einem ersten
Satz über die Zuständigkeiten der Eidgenossenschaft in den Bereichen Einfuhr,
Herstellung, Reinigung und Verkauf noch einen zweiten Satz eingefügt, der stipuliert,
dass der Bund insbesondere den schädlichen Wirkungen des Alkoholkonsums Wirkung
trägt. Das Parlament stimmte dem zu. 39

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 08.06.1998
MARIANNE BENTELI

Mit einer parlamentarische Initiative wollte Nationalrätin Gonseth (gp, BL) erreichen,
dass die Bundesverfassung im Bereich der Alkoholbesteuerung so revidiert wird, dass
auf allen Alkoholika, also auch auf Wein, eine Sozialkostensteuer erhoben werden kann.
Die Kommission beantragte dem Plenum knapp, der Initiative Folge zu geben. In der
Ratsdebatte wurde hingegen die traditionelle Verwurzelung des Weinkonsums in
unserer Kultur herausgestrichen und an der Europakompatibilität der vorgeschlagenen
Lösung gezweifelt. Der Rat lehnte die Initiative schliesslich mit 102 zu 36 Stimmen ab. 40

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 24.06.1998
MARIANNE BENTELI

Das Departement für Umwelt, Verkehr, Energie und Kommunikation (Uvek) will dem
Bundesrat beantragen, den im Strassenverkehr zulässigen Blutalkoholgehalt von 0,8
Promille auf den in Europa üblichen Satz von 0,5 Promille zu senken. Der Plan wurde in
der Vernehmlassung von massgebender Seite begrüsst. Dagegen sprachen sich nur die
FP, die Kantone Appenzell Innerrhoden und Thurgau, ACS und TCS sowie der Verband
Gastrosuisse und die Weinbauern aus. 41

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 07.07.1998
MARIANNE BENTELI

Alle vier Jahr wird in einem internationalen Vergleich das Gesundheitsverhalten von
Schulkindern erhoben. In diesem Rahmen wurden 1998 in der Schweiz 8700 11-15-
Jährige befragt. 17% der 14-Jährigen und 27% der 15-Jährigen gaben an, bereits
mindestens einmal Haschisch konsumiert zu haben. Von den 13-Jährigen rauchen heute
7%, bei den 15-Jährigen 25%, wovon 90% täglich. Gegenüber 1986 (dem Beginn der
Erhebung) erhöhte sich der Prozentsatz der Jugendlichen, die wöchentlich Alkohol
trinken von 8,5 auf 17,4%. Gemäss der Fachstelle für Alkohol und andere
Drogenprobleme (SFA) sind vor allem Veränderungen im Konsumverhalten bedenklich:
dort, wo es früher um Gelegenheitskonsum ging, könne heute von einem regelmässigen
Griff zur Zigarette, zum Glas oder zum Joint gesprochen werden. 42

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 04.02.1999
MARIANNE BENTELI

Im März lancierte das BAG zusammen mit weiteren interessierten Kreisen unter dem
Titel „Alles im Griff?“ eine Kampagne gegen den übermässigen Alkoholkonsum. Mit 3,9
Mio Fr. für 1999 ist es die bisher grösste Werbeaktion des Bundes für einen
verantwortungsvollen Umgang mit der legalen Droge Alkohol. 43

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 24.03.1999
MARIANNE BENTELI
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Seit dem 1. Juli 1999 werden in der Schweiz alle Spirituosen nach einem einheitlichen
Satz besteuert, wodurch die Preise für ausländische Produkte zum Teil massiv gesunken
sind. Um Aufschluss darüber zu gewinnen, wie sich die Preissenkung für
hochprozentige Alkoholika auf das Trinkverhalten der Konsumierenden ausgewirkt hat,
gab die Eidgenössische Alkoholverwaltung bei der Schweizerischen Fachstelle für
Alkohol und andere Drogenprobleme (SFA) eine Begleitforschung in Auftrag. Basierend
auf zwei Erhebungen, die drei Monate vor und nach der Einführung des
Einheitssteuersatzes durchgeführt wurden, liess sich ein leichter Rückgang der
konsumierten Gesamtmenge feststellen, wobei allerdings jahreszeitliche Schwankungen
ausschlaggebend gewesen sein könnten. Im Gegensatz dazu wurde ein massiver Anstieg
des Konsums hochgradiger Alkoholika um rund 25% verzeichnet. Diesen Anstieg führte
die SFA nur zu einem kleineren Teil auf Neueinsteiger zurück; in erster Linie waren es
die regelmässig Bier oder Wein trinkenden Personen, die auf Grund der tieferen Preise
nun öfters als früher Hochprozentiges tranken. Schlüsselt man die Veränderungen im
Trinkverhalten nach Alter und Geschlecht auf, so konsumierten Männer gesamthaft
etwa 46% mehr harte Getränke als vor dem Preissturz; bei den Jüngeren waren es gar
52%. Bei den 15-29jährigen Frauen wurde ein Konsumanstieg um 37% konstatiert. 44

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 01.04.2000
MARIANNE BENTELI

Auf wenig Zustimmung stiess der Umstand, dass im Vernehmlassungsentwurf für das
neue Betäubungsmittelgesetz (BetmG) erwogen wurde, auch Tabak und Alkohol diesem
zu unterstellen. Das federführende Bundesamt für Gesundheit (BAG) begründete dies
mit dem Wunsch nach einer umfassenden Suchtpolitik, die gegen jede Abhängigkeit von
psychoaktiven Substanzen vorgehen möchte. Ein gesamtheitlicher Ansatz sei nur
möglich, wenn in den Bereichen Prävention, Schadensminderung und Therapie nicht
mehr die Substanz, sondern die Abhängigkeit an sich im Vordergrund stehe, und nicht
mehr zwischen legalen und illegalen Drogen differenziert werde. Durch die
vorgeschlagene Neuerung erhielte der Bund eine klare gesetzliche Grundlage, die es
ihm erlauben würde, umfassender als bisher Präventionskampagnen gegen Alkohol- und
Tabakmissbrauch durchzuführen. Der Schweizerische Gewerbeverband, die
Tabakindustrie sowie die Werbe- und Gastronomiebranche drohten bereits mit dem
Referendum, falls im neuen Gesetz illegale Sucht- und legale Genussmittel gleichgestellt
würden. Aber auch engagierte Präventivmediziner wie der Zürcher FDP-Nationalrat
Gutzwiller warnten vor einer Ausdehnung des Geltungsbereichs, der die gesamte
Gesetzesrevision gefährden könnte. 45

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 11.05.2000
MARIANNE BENTELI

Als erster Kanton nahm Genf eine äusserst restriktive Regelung der Tabak- und
Alkoholwerbung an. Diese wird sowohl im öffentlichen Raum wie in privaten Räumen,
die von der Öffentlichkeit eingesehen werden können, verboten. Vertreter der
Liberalen Partei und des Gewerbes drohten mit Referendum oder
Verwaltungsgerichtsbeschwerde. Letztere wurde im Oktober beim Bundesgericht
eingereicht. 46

KANTONALE POLITIK
DATUM: 05.10.2000
MARIANNE BENTELI

Im Rahmen der Revision des Betäubungsmittelgesetzes soll auch ein verstärkter
Jugendschutzartikel ins Strafgesetzbuch aufgenommen werden. Mit Gefängnis oder
Busse wird bestraft, wer Jugendlichen unter 16 Jahren alkoholische Getränke oder
andere Stoffe in einer Menge abgibt, welche die Gesundheit gefährden kann. 47

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 12.12.2001
MARIANNE BENTELI

Während vor drei Jahren, als das EVED erstmals ankündigte, die Grenze für das Fahren
in angetrunkenem Zustand (Fiaz) im Strassenverkehrsgesetz auf 0,5 Promille senken zu
wollen, vor allem die Wirte gegen diese Absicht Sturm liefen, machten sich nun im
Parlament die Vertreter der Randregionen dagegen stark und verlangten, diese dürfe
man nicht „austrocknen“. Der Nationalrat erklärte die Promillegrenze zum Politikum,
weshalb sie nicht länger vom Bundesrat, sondern vom Parlament in einer Verordnung
der eidgenössischen Räte festgelegt werden soll, eine Auffassung, der sich der
Ständerat in der Differenzbereinigung anschloss. Bundesrat Leuenberger machte
vergeblich geltend, die Promillegrenze sei das Resultat wissenschaftlicher Erkenntnisse,
unter Umständen lebensentscheidend und gerade deshalb nicht politisch
aushandelbar. (Zur Revision des Strassenverkehrsgesetzes siehe hier. Zu Bestrebungen,
den privaten TV-Sendern Alkoholwerbung zu gestatten, siehe hier). 48

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 14.12.2001
MARIANNE BENTELI
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Auf den 1. Mai setzte der Bundesrat gegen 1000 Neuerungen im Lebensmittelrecht in
Kraft. Um die Jugend zu schützen, wurde die Abgabe von vergorenen alkoholischen
Getränken wie Wein und Bier, die nicht unter das Alkoholgesetz fallen, an Jugendliche
unter 16 Jahren verboten. Für Spirituosen und alkoholische Süssgetränke wie Alcopops
gilt weiter das Mindestalter 18. Alcopops dürfen zudem nicht mehr im selben Regal wie
alkoholfreie Süssgetränke stehen. 49

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 28.02.2002
MARIANNE BENTELI

Das im Jahr 2000 im Kanton Genf erlassene Verbot jeglicher von öffentlichem Grund
aus sichtbarer Plakatwerbung für Tabak und mehr als 15-prozentige Alkoholika
verstösst weder gegen übergeordnetes Bundesrecht noch gegen Bestimmungen in der
Bundesverfassung. Dies ging aus einem Urteil des Bundesgerichtes hervor, in dem eine
aus Kreisen der Werbe-, Tabak- und Alkoholwirtschaft stammende staatsrechtliche
Beschwerde abgewiesen wurde. (Zur Lockerung des Alkoholwerbeverbots bei den
privaten TV-Sendern siehe hier). 50

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 06.07.2002
MARIANNE BENTELI

Der Ständerat genehmigte in der Herbstsession eine Verordnung, mit welcher die
Promillegrenze im Strassenverkehr von 0,8 auf 0,5 gesenkt wird. Ein Antrag Hess (fdp,
OW), die Grenze bei 0,7 Promillen festzusetzen, wurde mit 29 zu 13 Stimmen abgelehnt.
Gemäss der Verordnung wird eine Person, die mit Blutalkoholwerten zwischen 0,5 und
0,8 Promille (gewöhnliche Angetrunkenheit) ein Fahrzeug lenkt, mit Haft oder Busse
bestraft; wer sich mit mehr als 0,8 Promillen ans Steuer setzt (qualifizierte
Angetrunkenheit), soll mit Gefängnis oder Busse, einem Eintrag im Strafregister sowie
einem Ausweisentzug von mindestens drei Monaten bestraft werden. Die Räte hatten
im Vorjahr beschlossen, neu anstelle des Bundesrates selber über die
Promillegrenzwerte zu bestimmen. 51

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 24.09.2002
MARIANNE BENTELI

Nach dem Ständerat genehmigte auch der Nationalrat die Verordnung der
Bundesversammlung über die Promillegrenzen im Strassenverkehr. Ein
Nichteintretensantrag Föhn (svp, SZ), der einerseits eine höhere Fremdgefährdung bei
Fahren mit einem Blutalkoholwert von zwischen 0,05% und 0,08% bestritt und sich
andererseits für die freie (Gast-)Wirtschaft einsetzte, wurde nach einer längeren, teils
emotional geführten Debatte mit 110 zu 63 Stimmen abgelehnt. In der Detailberatung
erfolgte eine ganze Kaskade von Anträgen, welche die einfache Angetrunkenheit
zwischen 0,02% (Gutzwiller, fdp, ZH) und 0,08% (Triponez, fdp, BE) ansetzen wollten,
jene für qualifizierte Angetrunkenheit zwischen 0,05% (Wiederkehr, -, ZH) und 0,081%
(Triponez). Schliesslich schloss sich der Rat mit 113 zu 42 dem Antrag der Kommission
an, dem Ständerat zu folgen. Damit betragen die Limiten künftig 0,5 und 0,8
Gewichtspromille. In der Schlussabstimmung wurde die Verordnung im Ständerat mit
29 zu 5 Stimmen angenommen, im Nationalrat mit 111 zu 74 Stimmen; die 74 Nein-
Stimmen im Nationalrat stammten aus der beinahe geschlossenen SVP- und einer
Mehrheit der FDP-Fraktion. 52

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 21.03.2003
MARIANNE BENTELI

Der Nationalrat überwies ein Postulat Simoneschi (cvp, TI), welches den Bundesrat
ersucht, die notwendigen Massnahmen zu treffen, um die langfristige finanzielle
Sicherstellung der Aktion „Nez rouge“ und ähnlicher Projekte zu ermöglichen. In dieser
Aktion bieten Freiwillige an, nicht mehr fahrtüchtige Festbesucher mitsamt deren Auto
sicher nach Hause zu fahren, was besonders in ländlichen Regionen von grosser
Bedeutung ist. 2000 hatte der Bund entschieden, seine Beiträge an den Fonds für
Verkehrssicherheit, der die Aktivitäten von „Nez rouge“ weitgehend bezahlte, drastisch
zu reduzieren, weshalb die Finanzierung nicht mehr gewährleistet ist. 53

POSTULAT
DATUM: 21.03.2003
MARIANNE BENTELI

Seit 1986 untersucht die Schweizerische Fachstelle für Alkohol- und andere
Drogenprobleme (SFA) alle vier Jahre die Trends im Konsum von psychoaktiven
Substanzen durch Schüler. Das Ergebnis der repräsentativen Erhebung 2002 zeigte,
dass Jugendliche nach wie vor sehr früh zur Zigarette greifen und sich gegenüber
vorgängigen Untersuchungen markant häufiger mit Alkohol und illegalen Drogen
berauschen. Rund ein Viertel der 15- bis 16-Jährigen raucht mindestens einmal
wöchentlich, jeder sechste Jugendliche dieser Altersgruppe sogar täglich. Dies
entspricht den Zahlen von 1998. Der Tabakkonsum hat sich somit auf hohem Niveau
stabilisiert. Der Konsum von Alkohol hat gegenüber früheren Erhebungen hingegen

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 25.04.2003
MARIANNE BENTELI
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massiv zugenommen. Etwa 40% der männlichen und rund 26% der weiblichen
Jugendlichen trinken mindestens einmal pro Woche ein alkoholisches Getränk (1986: 25
resp. 10%). Die Mädchen neigen zu den gesüssten Alcopops, die Jungen bevorzugen
nach wie vor Bier. Als problematisch bezeichnete die SFA die Tendenz unter
Jugendlichen, sich mit dem Konsum von Spirituosen gezielt zu betrinken. Rund 50% der
befragten Schülerinnen und Schüler gaben an, mindestens einmal in ihrem Leben
Cannabis konsumiert zu haben (1990: knapp ein Viertel). Besorgniserregend ist gemäss
SFA, dass auch die Zahl der mehrmals Konsumierenden stark angestiegen ist. 54

Seit 1908 bestand in der Verfassung ein Absinthverbot. Bei der Totalrevision der
Bundesverfassung wurde dieses Verbot nicht mehr ins Grundgesetz aufgenommen,
doch verblieb es auf Gesetzes- und Verordnungsebene. Dagegen reichte Ständerat
Cornu (fdp, FR) im Interesse der Wirtschaft des Val-de-Travers (NE), wo die „fée verte“
all die Jahre – wenn auch illegal – produziert wurde, eine parlamentarische Initiative
ein, der von der kleinen Kammer diskussionslos Folge gegeben wurde. 55

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 24.09.2003
MARIANNE BENTELI

Im Ständerat, der die Vorlage als erster behandelte, meldete nur Büttiker (fdp, SO) Kritik
an der vom Bundesrat im Sinn des Jugendschutzes beantragten Einführung einer
gegenüber bisher vervierfachten Sondersteuer auf sogenannten Alcopop-Getränken
an (mit Limonade gesüsste Spirituosen, die vorwiegend von Jugendlichen konsumiert
werden, denen Bier oder Wein zu bitter sind); In seiner Botschaft machte der
Bundesrat die alarmierende Zunahme des Konsums von Alcopops deutlich: 2002
wurden 40 Mio Fläschchen getrunken, 12 Mio mehr als 2001 und 38 Mio mehr als 2000.
Er verwies darauf, dass in Frankreich, wo die Sondersteuer bereits 1996 eingeführt
wurde, der Konsum seither fast auf null gesunken ist Ohne weitere Diskussion stimmte
die kleine Kammer der Steuererhöhung mit 38 zu 1 Stimme zu. 

Im Nationalrat hatte die Vorlage einen viel härteren Stand. Die SVP-Fraktion sowie der
Direktor des Gewerbeverbandes (Triponez, fdp, BE) beantragten Nichteintreten. Die
SVP führte fiskalpolitische Gründe an: dem Bundesrat gehe es nicht um Jugendschutz,
sondern bloss um Mehreinnahmen. Triponez bezeichnete die Sondersteuer als krass
diskriminierend, da einzig mit Spirituosen angereicherte Getränke davon erfasst
würden, nicht aber auf Wein oder Bier basierende Produkte. Schliesslich setzte sich
aber die Einsicht durch, dass im Sinn der Prävention das Instrument einer Sondersteuer
gerechtfertigt sei. Eintreten wurde mit 129 zu 36 Stimmen beschlossen. In der
Detailberatung wurde ein Minderheitsantrag Tschuppert (fdp, LU), die Steuer lediglich
um 100% zu erhöhen, mit ähnlichem Stimmenverhältnis abgelehnt. In der
Schlussabstimmung nahm der Ständerat die Sondersteuer einstimmig und der
Nationalrat mit 141 zu 44 Stimmen an. 56

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 03.10.2003
MARIANNE BENTELI

Eine im Auftrag des BAG durchgeführte Studie unternahm den Versuch, neben den
materiellen Kosten wie ärztlicher Behandlung und Produktionsverlusten, die der
Alkoholmissbrauch in der Schweiz verursacht, auch die immateriellen Kosten zu
beziffern. Das menschliche Leid der Betroffenen und der Angehörigen sowie der
Verlust an Lebensqualität (familiäre Spannungen, finanzielle Probleme, Gewalt und
Kontrollverlust durch Alkohol) erwiesen sich mit 4,3 Mia Fr. als deutlich höher als die
materiellen Kosten von 2,2 Mia Fr.(Zu einer analogen Studie über die Kosten des
Tabakkonsums siehe hier) 57

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 27.10.2003
MARIANNE BENTELI

Laut einem vom BAG in Auftrag gegebenen Expertenbericht ist die schweizerische
Suchtpolitik inkohärent und zu wenig wirksam. Die Aufteilung in legale und illegale
Substanzen sowie die starke Fokussierung auf die illegalen Drogen gegenüber den
volkswirtschaftlich um ein Vielfaches schädlicheren legalen Substanzen Alkohol und
Tabak sei aus fachlicher Hinsicht nicht gerechtfertigt. Auch die Ausblendung von
weiteren Suchtformen wie Fett- oder Spielsucht trage zu einer nicht
zusammenhängenden Sachpolitik bei. Das Bundesgericht bekräftigte indessen erstmals
die Auffassung, dass Fahren unter Cannabis-Einfluss dem Fahren in angetrunkenem
Zustand gleichzusetzen ist. (Vgl. dazu auch hier) 58

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 10.06.2004
MARIANNE BENTELI
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In Ausführung einer im Vorjahr angenommenen parlamentarischen Initiative Cornu (fdp,
FR) stimmte das Parlament im Einverständnis mit dem Bundesrat einer Änderung zweier
Gesetze (Lebensmittel und Gebrauchsgegenstände sowie gebrannte Wasser) zu, mit
welcher das in der neuen Bundesverfassung nicht mehr aufgeführte Absinth-Verbot
auch auf Gesetzesebene aufgehoben wird. 59

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 18.06.2004
MARIANNE BENTELI

Im Einvernehmen mit dem Bundesrat überwies der Ständerat ein Postulat Marty Kälin
(sp, ZH), das diesen einlädt darzulegen, wie das Verkaufsverbot von Alkohol an
Jugendliche durchgesetzt werden kann. Er soll dabei insbesondere auch prüfen, ob der
Entzug des Alkoholverkaufspatentes nach Missachtung des Verkaufsverbotes zum Ziel
führen könnte. 60

POSTULAT
DATUM: 06.10.2006
MARIANNE BENTELI

Die 11- bis 15-jährigen Jugendlichen in der Schweiz trinken und rauchen heute weniger
als noch vor vier Jahren. Auch der Aufwärtstrend beim Kiffen wurde gestoppt. Dies
ergab die 2006 durchgeführte Schülerstudie der Schweizerischen Fachstelle für
Alkohol- und andere Drogenprobleme (SFA). Die Befragung von 9800 Jugendlichen
zeigte, dass rund ein Viertel der 15-jährigen Knaben und 17% der Mädchen mindestens
einmal wöchentlich Alkohol konsumieren. Dies bedeutet einen massiven Rückgang im
Vergleich zur Umfrage vor vier Jahren, als noch ein Drittel der Knaben und 21% der
Mädchen dieser Altersgruppe wöchentlich Alkohol zu sich nahmen. Auch beim „blauen
Dunst“ ist die Entwicklung laut SFA erfreulich. So rauchten im Berichtsjahr rund 15% der
15-jährigen Knaben mindestens wöchentlich und 10% täglich. Vier Jahre zuvor hatten
noch über 23% wöchentlich und über 16% täglich zur Zigarette gegriffen. Bei den
Mädchen sank das wöchentliche Rauchen von gut 23% auf knapp 15%, das tägliche von
knapp 16% auf noch 10%. Beim Cannabis-Konsum konnte laut SFA der Aufwärtstrend
gestoppt werden: Im Jahr 2006 gaben 34% der 15-jährigen Knaben und 27% der
gleichaltrigen Mädchen an, schon einmal Cannabis ausprobiert zu haben. 2002 waren
es 46% der Knaben und 37% der Mädchen gewesen. Laut SFA liegen die aktuellen
Cannabis-Konsumraten wieder etwa auf der Höhe von 1998, womit der seit 1986 stetig
steigende Konsumtrend gestoppt sei. Die Gründe für den Konsumrückgang sind laut SFA
vielfältig und je nach Substanz unterschiedlich. Beim Rauchen wirke die verstärkte
Sensibilisierung durch Präventionskampagnen und die breite Debatte zum
Passivrauchen. Auch das Rauschtrinken der Jugendlichen sei in Öffentlichkeit, Medien
und Politik stark thematisiert worden. Beim Cannabis schliesslich habe nach
jahrelanger Banalisierung die Diskussion über die Gefahren wieder eingesetzt. 61

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2006
MARIANNE BENTELI

Auch wenn Veranstaltungen wie beispielsweise das „Botellón“ (öffentliches
Massenbesäufnis), welches 2008 zum ersten Mal auch in der Schweiz durchgeführt
wurde, ein anderes Bild zeichnen, scheint der Trend der vergangenen Jahre, dass
immer mehr Schweizer Jugendliche immer häufiger zu Alkohol, Zigaretten und
Cannabis greifen, vorerst gestoppt. Dies ist das Resultat einer Studie der Fachstelle für
Alkohol- und Drogenprobleme. Die Zahl der Rauschtrinker sei aber immer noch
bedenklich hoch. Der Konsum nahm zwar im Vergleich zum Jahre 2003 ab, lag aber
immer noch deutlich höher als in den 80er und 90er Jahren. 62

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 02.07.2008
LINDA ROHRER

Laut Statistik ging der Alkoholkonsum in den letzten 40 Jahren um 20% zurück. Das
Bundesamt für Landwirtschaft publizierte im Frühjahr Zahlen, die belegen, dass in der
Schweiz 2009 fast 1% weniger Wein als im Vorjahr getrunken worden war. Beim Bier
betraf der Rückgang 1,3%. Der Abwärtstrend galt, wenn auch in unterschiedlichem
Ausmass, für alle Alkoholika. Obwohl der Alkoholkonsum insgesamt abnahm, zeigten
sich Präventionsfachleute nach wie vor besorgt über massive Alkoholprobleme bei
Jugendlichen. 63

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 22.04.2010
LUZIUS MEYER

Der Bundesrat schickte ein neues Alkoholgesetz in die Vernehmlassung. Die
Totalrevision des Alkoholgesetzes sah eine Aufteilung vor. Die stark vereinfachten
Aspekte der Besteuerung hochprozentiger Alkoholprodukte sind im neuen
Spirituosensteuergesetz geregelt. Ein neues Alkoholgesetz fasst hingegen Handels- und
Wertbestimmungen zusammen, bei denen der Präventionsgedanke im Vordergrund
steht. Durch ein „Lockvogelverbot“ sollen Anlässe wie „Freibier-Partys“ oder „Ladies
Nights“ an den Wochenenden untersagt werden. Ausserdem verbietet das neue

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 30.06.2010
LUZIUS MEYER
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Alkoholgesetz, dass einzelne Getränke zu Preisen unter dem Marktwert angeboten
werden. Künftig sollen Personen eine Strafe erhalten, wenn sie Jugendlichen unter 16
bzw. 18 Jahren den Zugang zu Alkohol ermöglichen. Ausserdem plante der Bund,
gesetzliche Grundlagen für Testkäufe festzulegen. Insbesondere der Gewerbeverband
stellte sich gegen das neue Gesetz und hielt dieses für unnötig. 64

Le Conseil national a adopté par 95 voix contre 93 une motion Ingold (pev, ZH)
chargeant le Conseil fédéral d’élaborer les bases légales nécessaires à la réalisation
d’achats tests d’alcool afin de renforcer la prévention contre la dépendance des
jeunes. La motionnaire estime que les achats tests et la poursuite pénale des
contrevenants permettent un contrôle efficace et ont fait leurs preuves pour faire
respecter les normes légales de la vente d’alcool aux jeunes. La totalité des groupes PLR
et UDC ainsi qu’un tiers du groupe PDC se sont opposés en vain à la motion. 65

MOTION
DATUM: 23.12.2011
SÉBASTIEN SCHNYDER

Aufgrund der Zunahme der wegen exzessivem Alkohol- oder Drogenmissbrauch
notfallmässig behandelten Patienten regte Nationalrat Bortoluzzi (svp, ZH) mit einer
parlamentarischen Initiative an, dass Komatrinker ihre Aufenthalte im Spital und in
Ausnüchterungszellen selber bezahlen sollten. Dafür seien das KVG sowie weitere
Gesetze dahingehend anzupassen, dass die Kosten der aufgrund exzessiven Alkohol-
und Drogenmissbrauch notwendigen medizinischen Notversorgung durch die
Verursacher oder ihre gesetzlichen Vertreter in vollem Umfange getragen werden
müssen. Eine Verrechnung über die solidarische Krankenversicherung soll nicht möglich
sein. Gleiches soll auf einen Aufenthalt in einer Ausnüchterungszelle angewendet
werden. Solche Ereignisse kämen einem massiven Missbrauch des
Solidaritätsgedankens gleich und müssten unverzüglich angegangen werden, so der
Initiant. Der Entscheid, in übermässigem Masse Alkohol zu konsumieren oder Drogen zu
missbrauchen, sei vermeidbar und liege in der Eigenverantwortung jedes Bürgers. Es sei
eine Zumutung für die Allgemeinheit, die dann diese massiven Kosten zu tragen habe.
Nachdem die erstbehandelnde SGK-NR im Mai 2011 der Initiative Folge gegeben hatte,
folgte diejenige des Ständerates Anfang 2012. 66

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 24.01.2012
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Anfang 2012 hatte der Bundesrat seine Botschaft zur Totalrevision des Alkoholgesetzes
vorgelegt. Das gegenwärtig gültige Gesetz stammt aus dem Jahr 1932 und entspricht
trotz vieler Teilrevisionen den heutigen wirtschaftlichen und gesellschaftlichen
Bedingungen nicht mehr. Das Alkoholgesetz soll in der neuen Fassung durch zwei
Erlasse ersetzt werden: einem neuen Spirituosensteuergesetz und einem
Alkoholhandelsgesetz. Normen über die Verbrauchssteuern, den Import von Ethanol –
bis anhin in der alleinigen Kompetenz des Bundes – und die Reallokation von mehreren
Bewilligungen gehen im neuen Spirituosensteuergesetz (SpStG) auf; Regelungen über
den Handel und den Ausschank von alkoholischen Getränken und die Werbung werden
im neuen Alkoholhandelsgesetz (AlkHG) vereint. Neu wird im AlkHG auch ein
sogenanntes Nachtregime umschrieben, welches in der Nacht anwendbare
Massnahmen subsumiert. Damit sollen Billigstpreisangebote in Zeiten verunmöglich
werden, in der sich der problematische Alkoholkonsum mutmasslich abspielt. Überdies
sollen gesetzliche Grundlagen für Testkäufe geschaffen werden, um Unsicherheiten
über die Frage ihrer Zulässigkeit zu beenden. Das AlkHG soll eine schweizweit
einheitliche Grundlage zur Regulierung des Handels mit alkoholischen Getränken
schaffen, wobei den Kantonen zugestanden wird, weitergehende Bestimmungen
vorzusehen. Das bereits 2010 durchgeführte Vernehmlassungsverfahren stellte der
Gesetzesrevision mehrheitlich gute Noten aus. Die Vernehmlasser liessen sich jedoch in
zwei Lager einteilen: Während Städte und Gemeinden die Änderungen begrüssten und
die Präventionsmassnahmen zum Teil sogar als zu schwach empfanden, stellten sich
Kreise der Wirtschaft vor allem gegen das AlkHG. Das SpStG wurde mit seiner
Liberalisierung des Ethanolmarktes mehrheitlich gutgeheissen, gleichwohl gab es Kritik
zur Höhe der Spirituosensteuern.

Im März des Berichtsjahres wurden die beiden Gesetzesvorlagen im Ständerat  als
Erstrat behandelt. Dessen Kommission für Wirtschaft und Abgaben (WAK) hatte in
beiden Fällen ohne Gegenstimmen dem Rat Eintreten beantragt. Die Eintretensdebatte
war geprägt von zahlreichen Voten, welche die Berechtigung der Gesetzesvorlage
unterstrichen. Inhaltlich bewegte das neue Spirituosensteuergesetz stärker als das
Alkoholhandelsgesetz. Drei Punkte wurden wiederholt vorgebracht: Es herrschte
Einigkeit über eine Zunahme exzessiven Alkoholkonsums, insbesondere unter

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 19.09.2013
MAXIMILIAN SCHUBIGER
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Jugendlichen. Als problematisch wurden vor allem Hospitalisierungen aufgrund von
Alkoholvergiftungen betrachtet, welche nicht nur gesundheitsschädigend sind, sondern
auch hohe Kosten zur Folge haben. Ein zweites Thema war der Schutz einheimischer
Alkoholproduzenten, und als dritter Punkt wurde das Verhältnis zwischen Restriktion
und Repression diskutiert, vorwiegend jedoch unter der Maxime einer griffigen
Präventionswirkung. Einige Votanten forderten Einzelmassnahmen, wie beispielsweise
Ständerat Levrat (sp, FR), welcher sich für ein Verbot des Verkaufs von hochprozentigen
Alkoholprodukten zu Billigstpreisen einsetzte. Seitens der SGK des Ständerates äusserte
sich Sprecherin Egerszegi (fdp, AG). Sie betonte, dass im Sinne der öffentlichen
Gesundheit Handlungsbedarf bestehe. In ihrem Votum stellte sie fest, dass den
Kantonen entsprechende Mittel zugestanden werden müssten. Gleichzeitig sprach sie
sich für eine sorgfältige Regulierung der Genussmittel aus, wobei einer Diskrepanz
zwischen der Behandlung illegaler Drogen und dem Missbrauch legaler Drogen
vorgebeugt werden müsse. Die Detailberatung war durch einen Minderheitsantrag
Baumann (cvp, UR) geprägt, welcher durch eine Ausbeutebesteuerung in Form eines
Rabattsystems die einheimischen Betriebe, namentlich kleine und mittlere
Brennereien, schützen wollte. Damit sollen ähnliche Bedingungen wie in Deutschland
und Österreich geschaffen werden. Die Änderung wurde mit 22 zu 13 Stimmen recht
deutlich gutgeheissen. Sie bedeutet einen neuen Artikel 17a mit der Festschreibung der
genannten Steuer sowie eine Anpassung sieben weiterer Artikel. Mit einem weiteren
Minderheitsantrag Levrat (sp, FR) sollte die Alkoholsteuer pro Liter reinen Ethanols von
bis anhin CHF 29 auf CHF 35 erhöht werden. Drei Franken davon sollten einen
Teuerungsausgleich bewirken, mit den weiteren drei Franken sollten Ausfälle aufgrund
der im Gesetzesentwurf vorgesehenen Steuerbefreiungen ausgeglichen werden. Mit
dieser Massnahme sollte sichergestellt werden, dass der „Alkoholzehntel“ auf dem
bisherigen Niveau gehalten werden kann und die so generierten Gelder für die
Alkoholprävention in den Kantonen weiterhin ausreichen. Der Bundesrat hatte in
seinem Gesetzesentwurf keine Erhöhung vorgesehen. Der Status quo – der auch im
Gesetz weiterhin so belassen werden sollte – obsiegte in der Abstimmung mit 23 zu 21
Stimmen knapp gegen den Minderheitsantrag. Ein Minderheitsantrag Zanetti (sp, SO)
ging in eine ähnliche Richtung, stellte jedoch lediglich eine redaktionelle Änderung dar:
Der Bundesrat sollte verpflichtet werden, die Alkoholsteuer der Teuerung anzupassen,
und dies nicht nur „können“. Die „muss“-Formulierung unterlag im Plenum jedoch
ebenfalls mit 17 zu 24 Stimmen. Weitere Minderheitsanträge, unter anderem eine
Steuerbefreiung von bis zu zehn Litern des zum Eigengebrauch hergestellten Alkohols,
blieben chancenlos. In der Gesamtabstimmung wurde das SpStG mit 23 zu acht
Stimmen angenommen und mit den vorgenommenen Änderungen an den Nationalrat
überwiesen.

Die Detailberatung des Alkoholhandelsgesetzes (AlkHG) gestaltete sich ähnlich lebhaft.
Aufgrund eines ersten Gegenantrags befasste sich die kleine Kammer mit
Bestimmungen über die Werbung für alkoholische Getränke, wobei wie vom Bundesrat
vorgesehen und der Kommission gestützt, alkoholische Getränke im Allgemeinen und
Spirituosen als Erzeugnisse separat behandelt werden sollten. Eine Minderheit Levrat
(sp, FR) wollte dies explizit ausschliessen und generelle Erlasse zu alkoholischen
Getränken formulieren. Kommissionssprecher Graber (cvp, LU) räumte ein, dass die
Kommission versucht hatte, diese Vereinigung zu vollziehen, jedoch letztlich davon
absah, weil eine Vereinigung diverse Probleme nach sich gezogen hätte. Der
Minderheitsantrag unterlag klar, womit sich der Rat in diesem Punkt für die Version der
Regierung aussprach. Umstritten war auch eine Norm über die Weitergabe von Alkohol
an altersmässig nicht abgabeberechtigte Jugendliche. Ein entsprechender
Minderheitsantrag Keller-Sutter (fdp, SG) wollte das Verbot der Weitergabe von Alkohol
mit der Absicht, die Altersbeschränkung zu umgehen, aus dem Gesetz streichen. Sie
erachtete es als nicht vollziehbar, weil die Strafverfolgungsbehörden diese Absicht der
Weitergabe kaum beweisen könnten. Der Antrag war jedoch chancenlos. Ein weiterer
Minderheitsantrag Levrat (sp, FR) beinhaltete die Festsetzung eines Mindestpreises für
Alkohol. Diese Massnahme, welche vor allem im Sinne der Prävention von
Alkoholmissbrauch unter Jugendlichen wirken sollte, führte zu einer längeren Debatte
um Verantwortlichkeit, Wirtschaftsfreiheit, tangierte Kundschaft und profitierende
Händler sowie über Einkaufstourismus im Falle eines billigeren Alkoholpreises im
benachbarten Ausland. Die Idee eines alkoholgehaltabhängigen Mindestpreises, der
unter Berücksichtigung des Schutzes der öffentlichen Gesundheit festgesetzt werden
soll, obsiegte mit 19 zu 18 Stimmen bei zwei Enthaltungen hauchdünn. Weiter sprach
sich der Ständerat entgegen dem Kommissionsantrag für ein Verkaufsverbot von Alkohol
im Detailhandel zwischen 22.00 und 6.00 Uhr aus, verbot jedoch die Gewährung von
Zugaben oder anderen Vergünstigungen, beispielsweise sogenannten Happy Hours,
nicht. Zur Regelung von Testkäufen äusserte sich Ständerat Schwaller (cvp, FR), welcher
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die Haftungsfrage zugunsten des Verkaufspersonals entschärfen und stattdessen die
Unternehmen in die Pflicht nehmen wollte. Der Antrag wurde gutgeheissen. Mit 33
Stimmen wurde die Vorlage in der Gesamtabstimmung einstimmig der grossen Kammer
überwiesen.

Mit einer Reihe von Änderungsanträgen gelangten die beiden Gesetzesvorlagen im
September in den Nationalrat. Vor der Eintretensdebatte standen drei
Rückweisungsanträge im Raum. Nationalrätin Ingold (evp, ZH) wollte beide Vorlagen
zurückweisen, da sie Widersprüche und Inkohärenzen beinhalteten; Lorenz Hess (bdp,
BE) verlangte die Rückweisung, weil eine verfassungskonforme Regelung der Spirituosen
sowie eine wirksame Prävention des Handels mit Alkohol fehle; und Nationalrat Rutz
(svp, ZH) wollte nur das Alkoholhandelsgesetz zurückweisen, mit der Begründung, das
Parlament solle zuerst eine verfassungsrechtliche Grundlage für die Regelung von Bier
und Wein beraten. Die Eintretensdebatte war von zahlreichen Wortmeldungen geprägt,
wobei vor allem von der Ratslinken Kritik laut wurde. Allen voran äusserte sich
Nationalrat Jans (sp, BS) für die SP-Fraktion pointiert und nannte das Resultat der
Kommissionsberatungen einen „Scherbenhaufen“. Statt eine präventive Wirkung zu
erzielen, begünstige die Gesetzesvorlage die Alkoholwirtschaft und mit der
vorgesehenen Ausbeutebesteuerung sei ein Monster kreiert worden, welches den
Verwaltungsaufwand aufblähe. Eintreten war indes sowohl in der zuständigen WAK als
auch im Ratsplenum unbestritten. Sämtliche Rückweisungsanträge wurden trotz
teilweise geschlossener Unterstützung der SP-, der GLP- und der BDP-Fraktion
abgelehnt. In der Detailberatung standen sich jeweils die Kommissionanträge –
meistens auf Annahme gemäss Entwurf des Ständerates – und diverse
Minderheitsanträge gegenüber. Die Diskussion umfasste ähnliche Schwerpunktthemen
wie die Beratung im Ständerat: Prävention, Verkaufseinschränkungen, Besteuerung und
nicht zuletzt redaktionelle Details um Wortlaut und Definitionen einzelner
Bestimmungen. Das Nachtverkaufsverbot, welches vom Bundesrat vorgesehen und vom
Ständerat unterstützt worden war, wurde auf Antrag der WAK aufgehoben. Der
Nationalrat wollte damit verhindern, dass alle Konsumenten wegen einiger Risikotrinker
in ihrer Freiheit eingeschränkt werden. Ein Happy-Hour-Verbot, wie es der Ständerat
bereits aus dem Bundesratsentwurf gekippt hatte, war auch in der Volkskammer mit 105
zu 74 Stimmen chancenlos. Mit 122 zu 50 Stimmen ebenfalls deutlich abgelehnt wurden
im Nationalrat Mindestpreise für Alkoholika. Ein verschärftes Werbeverbot für
alkoholische Getränke wurde von der bürgerlichen Mehrheit im Rat ebenfalls abgelehnt.
Damit hatte der Nationalrat einerseits die vom Ständerat vorgenommenen
Verschärfungen wieder relativiert und damit das Alkoholhandelsgesetz weniger auf
Jugendschutz ausgelegt, andererseits blieb der Nationalrat auf der Linie der
Standesvertreter, indem das Konzept der Ausbeutebesteuerung im
Spirituosenbesteuerungsgesetz beibehalten werden soll. Ebenfalls Ja sagte der
Nationalrat zur Schaffung einer rechtlichen Grundlage für Testkäufe, mit denen geprüft
wird, ob sich die Verkaufsstellen an die gesetzlichen Vorschriften bezüglich
Mindestalter für den Erwerb von Alkohol halten. In der Gesamtabstimmung wurde das
AlkHG mit 121 zu 59 Stimmen gegen den Willen von SP, Grünen und EVP dem Ständerat
übergeben, das SpStG wurde mit 97 zu 80 Stimmen angenommen. Die Beratungen zur
Differenzbereinigung im Ständerat fanden nicht mehr im Berichtsjahr statt. 

Nach den Beschlüssen des Nationalrates wurde im Herbst in zwei Sitzungen der
ständerätlichen WAK das weitere Vorgehen besprochen. Bei den Differenzen zum
Alkoholhandelsgesetz wollte die Kommission an ihrer ursprünglichen Position bezüglich
des Verkaufsverbots für alkoholische Getränke von 22.00 bis 6.00 Uhr festhalten und
somit dem Antrag des Bundesrates folgen. Die Kommissionsmehrheit war überzeugt,
dass diese Massnahme sowohl den Jugendschutz verstärke, als auch die
Sicherheitssituation in städtischen Zentren verbessere. Darüber hinaus wurde darauf
verwiesen, dass diverse Kantons- und Stadtregierungen sowie die
Gesundheitsdirektorenkonferenz nachdrücklich ein Nachtverkaufsverbot forderten.
Demgegenüber wollte die Kommission die Einführung eines vom Alkoholgehalt
abhängigen Mindestpreises fallen lassen. Es wurde davon ausgegangen, dass diese
Massnahme den Einkaufstourismus begünstigen und die inländische Produktion
schwächen würde. In der Frage um die Besteuerung von Alkoholika forderte die
Kommission von der Verwaltung vertiefte Informationen über die Ausgestaltung einer
Ausbeutefinanzierung, bevor eine Sitzung im November einen Beschluss herbeiführen
sollte. Dabei wurde bestätigt, was im Nationalrat und von Bundesrätin Widmer-
Schlumpf bereits befürchtet worden war: Eine Ausbeutebesteuerung würde
völkerrechtliche Verpflichtungen der Schweiz gegenüber dem Ausland verletzen und
mehrfach in nicht zu rechtfertigender Weise gegen die Bundesverfassung verstossen.
Daraufhin beauftragte die Kommission die Verwaltung, eine alternative Regelung

01.01.65 - 01.01.23 20ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



auszuarbeiten. Vor dem Hintergrund, dass beide Räte das System der
Ausbeutebesteuerung grundsätzlich befürworteten, soll eine ähnliche
Besteuerungsformel erarbeitet werden, welche einerseits die höheren
Produktionskosten in der Schweiz zu kompensieren vermag und andererseits die
ökologisch wertvollen Hochstammbäume schützt und fördert. Mit diesem Auftrag
wurden die Beratungen erneut unterbrochen, womit sich auch die WAK des
Ständerates erst im Folgejahr wieder um die Alkoholgesetzgebung kümmern wird. 67

Im März 2014 hat der Nationalrat ein Postulat seiner SGK angenommen, womit der
Bundesrat Bericht über die Kostendeckung von Ausnüchterungszellen erstatten soll.
Das Postulat ist im Zusammenhang mit der Umsetzung des zweiten Teils der
parlamentarischen Initiative Bortoluzzi (svp, ZH) eingereicht worden. Dieser wollte die
durch exzessiven Alkoholkonsum resultierenden Kosten für die Belegung von
Ausnüchterungszellen auf die Konsumenten überwälzen. Der im Kommissions-Postulat
geforderte Bericht soll vor allem aufzeigen, mit welchen Mitteln und auf welcher
Rechtsebene die Forderung nach Deckung der Kosten der Ausnüchterungszelle durch
die Verursacher respektive ihre gesetzlichen Vertreter am sinnvollsten und
effizientesten erreicht werden kann. Der Bundesrat hatte seine Bereitschaft zu einer
Evaluation bei den Kantonen signalisiert, entsprechend kam das Postulat im Ratsplenum
diskussionslos durch. 68

POSTULAT
DATUM: 10.03.2014
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Im Juni 2014 betraute der Bundesrat das EDI mit der Ausarbeitung einer Nationalen
Strategie Sucht und eines entsprechenden Massnahmenplans. Nach der
Verabschiedung des Massnahmenplans Anfang Dezember 2016 wurde schliesslich mit
der Umsetzung der Strategie begonnen. Die Strategie bezieht alle Formen von Sucht mit
ein und bündelt die bestehenden nationalen Programme und Massnahmenpakete
bezüglich den Risikofaktoren Alkohol, Drogen und Tabak. Auch für andere Suchtformen
– etwa exzessive Internetnutzung, Medikamentenabhängigkeit oder Geldspielsucht –
wird mit der Strategie ein Orientierungsrahmen geschaffen. Die Strategie verfügt über
acht Handlungsfelder. Während die ersten vier Felder – Gesundheitsförderung,
Prävention und Früherkennung; Therapie und Beratung; Schadensminderung und
Risikominderung sowie Regulierung und Vollzug – thematischer Natur sind und im
Zusammenhang mit der Viersäulenpolitik stehen, setzen sich die Felder fünf bis acht –
Koordination und Kooperation; Wissen; Sensibilisierung sowie internationale Politik –
aus Querschnittaufgaben zusammen und beziehen sich auf die Steuerung und die
Koordination. Mit dem Massnahmenplan wird beabsichtigt, Ansätze, welche bis anhin
auf eine bestimmte Art von Sucht fokussierten, auf die anderen Suchtformen
auszuweiten. Um die Strategie umsetzen zu können, sollten unterschiedliche Akteure
auf Ebene des Bundes, der Kantone und der Gemeinden sowie aus Fachverbänden,
verschiedenen NGOs und Fachorganisationen zusammenarbeiten. 
Die Strategie weist zwei Umsetzungsphasen auf – 2017 bis 2019 sowie 2021 bis 2024. Auf
Grundlage der ersten Phase, eines bis 2020 auszuarbeitenden Zwischenberichts und
der Strategie Gesundheit2030 des Bundesrates sollen sodann Anpassungen im Hinblick
auf die zweite Phase vorgenommen werden. 69

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 01.06.2014
JOËLLE SCHNEUWLY

Im April publizierte der Bundesrat seinen Bericht zur Kostendeckung von
Ausnüchterungszellen in Erfüllung eines Postulates der SGK-NR. Das Postulat ist im
Zuge der Behandlung einer parlamentarischen Initiative Bortoluzzi (svp, ZH) eingereicht
worden. Der Bericht wurde hingegen in der abschliessenden Beratung zu besagter
Initiative nicht zitiert.
Es ging darum, eine Übersicht zu liefern, wie die Kantone mit den anfallenden Kosten
umgehen, die durch die Behandlung alkoholisierter Personen anfallen. Im Bericht wird
festgehalten, dass der Begriff „Ausnüchterungszelle“ unterschiedlich verwendet wird.
Etwa die Hälfte der Kantone kennt gesetzliche Grundlagen, um die Kosten auf die
Alkoholisierten abzuwälzen; seien es jene aus einer Spitalbehandlung oder infolge einer
Festnahme wegen übermässigem Alkoholkonsum. Eine bundesgesetzliche Lösung werde
teilweise begrüsst, es sei aber gleichzeitig schwierig, die Kosten zu beziffern. Es sei dem
Bundesrat nicht möglich „aufzuzeigen, mit welchen Mitteln und auf welcher
Rechtsebene die Forderung nach Deckung der Kosten der Ausnüchterungszellen durch
die Verursacher am sinnvollsten und effizientesten erreicht werden kann.“ Überdies
seien die Gebühren in den meisten Fällen ohnehin nicht kostendeckend und einige
Kantone verzichteten gar – trotz gesetzlicher Regelung – auf eine Kostenabwälzung.
Es wird, so die Regierung, aus den Erkenntnissen kein eigentlicher Koordinationsbedarf

BERICHT
DATUM: 01.04.2015
MAXIMILIAN SCHUBIGER
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durch den Bund erkannt. Das Postulat wurde damit als erledigt abgeschrieben. 70

Die Agenda Gesundheit2020 erhielt mit der Lancierung der Nationalen Strategie Sucht
einen zusätzlichen programmatischen Schwerpunkt im Bereich der
Gesundheitsförderung und Krankheitsvorbeugung. Mit dieser Strategie bezweckte der
Bundesrat eine Abkehr von den Nationalen Programmen. Mit der Zusammenlegung der
aufzuhebenden Nationalen Programme «Alkohol» und «Tabak» und dem
«Massnahmenpaket Drogen» verknüpft die Strategie die bisherigen Massnahmen, um
deren Wirksamkeit zu erhöhen. Dabei werden alle Genussmittel und Drogen abgedeckt,
jedoch auch neuere Phänomene wie Internetsucht oder Geldspielsucht berücksichtigt.
Das Wohl des Menschen und seine Gesundheit würden unter der Maxime der
Eigenverantwortung ins Zentrum der Strategie gestellt, Informationsvermittlung sowie
die Promotion gesundheitsfördernder Rahmenbedingungen sollten jedoch darüber
hinaus eine unterstützende Rolle spielen, erklärte der Bundesrat. Zugangsregulierungen
zu Alkohol und Tabak, jedoch auch gesetzliche Schutzmassnahmen im Bereich
Passivrauchen, seien Beispiele hierfür. 
Das BAG hatte gemeinsam mit einem breit abgestützten Expertengremium die Strategie
erarbeitet, ein konkreter Massnahmenplan wurde jedoch erst nach einer Anhörung
zusammen mit den wichtigsten Partnern festgelegt. Die Anhörung fand zwischen Mai
und Juli 2015 statt. 71

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 12.05.2015
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Zwischen Mai und Juli 2015 führte der Bundesrat eine Anhörung zur Nationalen
Strategie Sucht durch, wobei diese grundsätzlich auf positiven Widerhall stiess. Zur
Anhörung wurden knapp 170 Akteure begrüsst, neben allen Kantonen, verschiedenen
staatspolitischen Dachorganisationen und Wirtschaftsverbänden natürlich auch
Organisationen aus dem Gesundheits- und Suchtbereich. 117 Stellungnahmen gingen
ein, wovon fast 90 Prozent ihre Zustimmung äusserten oder noch Empfehlungen
anfügten. Darunter fielen die Mehrheit der Kantone, kantonale Konferenzen sowie
Akteure aus dem Sozialbereich sowie dem Gesundheitswesen. Aus dem Suchtbereich
gingen ebenfalls vorwiegend positive Reaktionen ein. Etwas kritischer äusserten sich
die «weiteren interessierten Kreise»: Zwar war auch in dieser Gruppe die Zustimmung
gross, 25 Prozent von ihnen brachten jedoch Anpassungsvorschläge ein. In den
Wirtschaftskreisen überwog eine ablehnende Haltung. Insbesondere Vertretende der
Alkohol- und Tabakindustrie äusserten sich ablehnend zum Vorhaben, schliesslich
drohte eine stärkere Reglementierung ihres Absatzmarktes.

Trotz also teilweise ambivalenter Haltungen gegenüber der Suchtstrategie beschloss die
Regierung im Herbst 2015, diese zu verabschieden. Dabei formulierte der Bundesrat im
Strategiepapier vier übergeordnete Zielsetzungen. Erstens sollen Suchterkrankungen
verhindert werden. Dabei werden beispielsweise Menschen unterstützt, einen
risikoarmen Umgang mit Suchtmitteln zu finden. Zweitens soll abhängigen Personen die
nötige Hilfe und Behandlung ermöglicht werden. Hier steht neben stationären und
ambulanten Interventionsmassnahmen auch die Wiedereingliederung ins Sozial- und
Berufsleben im Zentrum. Drittens sollen gesundheitliche und soziale Schäden
vermindert werden. Ein niederschwelliger Zugang zu Behandlungsangeboten soll dafür
sichergestellt werden. Das alles soll, viertens, negative Auswirkungen auf die
Gesellschaft eindämmen. Bundesrat Berset bezeichnete die Strategie im Vorwort als
Weg zu einem klugen und vorausschauenden Umgang mit Sucht, der letztlich im
Interesse der gesamten Bevölkerung liege.

Die Nationale Strategie Sucht definierte aber auch konkrete Ziele für den Zeitrahmen
2017 bis 2024 und formulierte acht Handlungsfelder in zwei Gruppen. Dazu gehörten
einerseits themenorientierte und andererseits steuerungsorientierte Handlungsfelder.
In erstere Gruppe gehören seit Jahren erfolgreich angewendete Handlungsfelder, die
dem Viersäulenmodell entsprechen. Es sind dies Gesundheitsförderung, Prävention
und Früherkennung; Therapie und Beratung; Schadensminderung und
Risikominimierung; sowie Regulierung und Vollzug. Mit den steuerungsorientierten
Handlungsfeldern sollen Querschnittaufgaben beschrieben werden. Diese sind
Koordination und Kooperation; Wissen; Sensibilisierung und Information; und
internationale Politik. Mit dieser Strategie wurde erstmals ein übergreifender
Orientierungs- und Handlungsrahmen definiert, unter dem Bund und Kantonen sowie
weitere Akteure agieren und partnerschaftlich Lösungen entwickeln, die aufeinander
abgestimmt umzusetzen sind. Die noch zu konkretisierenden Ziele sollen aufeinander
abgestimmt werden und sich ergänzen.

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 11.11.2015
MAXIMILIAN SCHUBIGER
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Bis Ende 2016 soll nun unter Federführung des EDI ein Massnahmenplan erarbeitet
werden. 72

Ob sogenannte Komatrinker Aufenthalte in Spitälern oder Ausnüchterungszellen
selber bezahlen müssen, ist seit 2010 Gegenstand parlamentarischer Beratungen. Eine
parlamentarische Initiative Bortoluzzi (svp, ZH) sollte jedenfalls auf eine entsprechende
Regelung hinwirken. Der Vorstoss wurde zunächst von beiden
Gesundheitskommissionen unterstützt, ehe er 2014 erstmals im Plenum des
Nationalrats traktandiert wurde. Damals liess man sich jedoch noch nicht auf eine
Diskussion ein, um noch weiterführende Arbeiten abwarten zu können. So gelangte der
Vorstoss nach der Fristerstreckung erst im Winter 2015 auf die Agenda der
Volkskammer. Und die Debatte hatte es in sich, sie war nicht nur lang, sondern auch
sehr emotional. Am Ende obsiegte der SGK-Antrag auf Abschreibung der Initiative, das
Anliegen wurde damit verworfen.

Mit der Initiative sollte das KVG derart angepasst werden, dass durch exzessiven
Alkoholkonsum resultierende Spitalaufenthalte (resp. Behandlungen in den
Notaufnahmen) zulasten der Verursacher, also der „Trinker“ abgerechnet werden.
Nachdem diesem Vorstoss Folge gegeben wurde, hatte die SGK eine Subkommission
eingesetzt und diese beauftragt, einen Entwurf auszuarbeiten. Zwischen Ende Juni und
Ende Oktober 2014 wurde dazu eine Vernehmlassung durchgeführt. Von 92
eingegangenen Stellungnahmen lehnte ein Grossteil den Entwurf ab, mit
unterschiedlichen Argumenten. Unter anderem wollte man keinen Systemwechsel im
KVG durch Einführen der Verschuldensfrage, zudem bezweifelte man die Wirksamkeit
der Massnahme. Unklare Kostenentwicklung sowie eine Befürwortung alternativer
Massnahmen im Bereich Prävention waren weitere Argumente dagegen. Trotz dieser
Abwehrhaltung, vor allem der Kantone, übergab die SGK-NR den Erlassentwurf
unverändert zusammen mit dem Vernehmlassungsbericht an den Bundesrat (allerdings
mit 13 zu 11 Stimmen und einer Enthaltung knapp). Die Kommission war also damals
noch für diese Gesetzesänderung.
Daraufhin veröffentlichte die Regierung ihre Stellungnahme im Sommer 2015. Dort
wurde dargelegt, dass der Erlassentwurf vom Bundesrat in vorliegender Form nicht
unterstützt wurde. Ursächlich dürfte auch die Skepsis aus der Vernehmlassung gewesen
sein. Jedoch war dies nicht der einzige Grund, wie der Bundesrat wiederholt
bekräftigte. Auch mit Verweis auf seine frühere Haltung in ähnlichen Geschäften
machte er deutlich, dass er nicht Hand biete für einen Systemwechsel im KVG. Überdies
seien wichtige Programme unterwegs, um Alkoholsucht zu begegnen, so zum Beispiel
das Nationale Programm Alkohol oder auch die Revision der Alkoholgesetzgebung.
Mit diesem Gegenwind hatte die SGK ihre sessionsvorbereitende Sitzung zu bewältigen,
wo sie eine Kurskorrektur vornahm. Sie schwenkte um und war fortan mehrheitlich
gegen den Erlass. Neben dem Systemwechsel war auch die Wirksamkeit der Massnahme
unklar und führte darum zur Ablehnung. So sei denkbar, dass Personen in wirtschaftlich
prekären Verhältnissen auf eine Behandlung verzichteten, was beispielsweise zu hohen
Folgekosten führen würde. Weiter war unklar, ob nur jugendliche Komatrinker gemeint
sind oder auch ältere Alkoholkonsumierende. Die nicht definierbare Kostenfolge sollte
ebenfalls als kritisches Argument ins Feld geführt werden. Gegen die Abschreibung
wehrte sich eine Minderheit Frehner (svp, BS), die sich von der Notwendigkeit der
Gesetzesänderung überzeugt zeigte. Betroffene müssten in die Pflicht genommen
werden, was eine Stärkung der Eigenverantwortung bedeutete. Steigende Kosten im
Gesundheitswesen rechtfertigten überdies einen solchen Schritt.

Es waren dieselben Argumente für und wider den Erlassentwurf, die in der Debatte
abermals vorgebracht wurden. Kommissionssprecherin Schmid-Federer (cvp, ZH)
brachte einen wichtigen Punkt zur Sprache. Es war bis anhin schon möglich, dass die
Kantone die Kosten einer alkoholbedingten Hospitalisierung den Patienten in Rechnung
stellen, dies würde auf jeden Fall so bleiben. Mit der Ablehnung der Initiative würde
bloss die Pflicht der Kostenabwälzung umgangen. Weiterhin läge es also in der
Kompetenz der kantonalen Legislative, dergleichen zu beschliessen. Ihr Gegenspieler in
dieser Sache war Nationalrat de Courten (svp, BL), der sowohl die
Kommissionsminderheit, als auch die SVP-Fraktion vertrat. Er wollte das Ziel der
parlamentarischen Initiative nicht aus den Augen verlieren und dem Erlass zum
Durchbruch verhelfen. Es könne nicht sein, dass Personen durch ein „absichtliches
Besäufnis“ der Allgemeinheit zur Last fallen. Er kritisierte überdies auch die Haltung der
Kommission, die nach ihrer vormaligen Unterstützung die Initiative nun fallen lassen
wollte. Die Diskussion zog sich hin, von rechts wurde der Entwurf gelobt, von links als

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 17.12.2015
MAXIMILIAN SCHUBIGER
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„eine der wohl absurdesten Vorlagen, die es im Rat je so weit geschafft“ haben,
bezeichnet (Steiert (sp, FR)).
Es kam schliesslich zu einem einigermassen knappen Resultat von 97 Stimmen für die
Abschreibung der Initiative und 85 dagegen, elf Nationalrätinnen und Nationalräte
enthielten sich. Das Geschäft wurde damit versenkt. Es waren die fast geschlossen
stimmenden Fraktionen der SVP und der FDP, die in der Ausmarchung unterlagen. Acht
von elf Unentschiedenen gehörten der FDP-Liberalen Fraktion an. 73

Der Massnahmenplan zur Nationalen Strategie Sucht wurde, wie angekündigt, im
Dezember 2016 publiziert. In der Umsetzung der Strategie soll der Fokus auf drei
Bereichen liegen: Früherkennung (Risikoverhalten und Suchterkrankungen rechtzeitig
erkennen), Therapie (bedarfsgerechte Beratung und Schadensminderung zwecks
bestmöglicher Unterstützung für Betroffene) und Koordination (die verschiedenen
Leistungserbringer werden vernetzt, um Schnittstellen verschiedener
Behandlungsangebote besser zu nutzen). Ein wichtiges Prinzip in der gesamten
Strategie ist auch die Chancengleichheit. So sollten sämtliche Betroffene unabhängig
von ihrer sozioökonomischen Stellung, ihrem Geschlecht, ihrem kulturellen Hintergrund
oder ihrem Alter gleichbehandelt werden und Zugang zu Informationen und
Hilfsangeboten erhalten.
Der Plan umfasste 24 Massnahmen, die mit etwa sechs Dutzend «Aktivitäten» erreicht
werden sollten. 2020 wurde eine erste Evaluation der Strategie erwartet. Die Kosten
der Umsetzung der Strategie wurden aufgeteilt und sollten dort anfallen, wo einzelne
Aktivitäten umgesetzt werden. Kantone, aber auch Gemeinden, haben also Teile der
Kosten zu tragen. Es stehen aber Gefässe zur Verfügung, die Gelder abwerfen und zur
Finanzierung herangezogen werden können, wie der Alkoholzehntel, der den Kantonen
zugute kommt, der Tabakpräventionsfonds oder auch die Spielsuchtabgabe. Das BAG
finanzierte CHF 4.5 Mio. aus seinem Globalbudget, diese Auslagen waren jedoch auf
Koordinations- und Kommunikationsaktivitäten limitiert. Seitens der EAV floss CHF 1
Mio. für Präventionszwecke an das BAG. 74

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 14.12.2016
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Mittels Motion forderte Lorenz Hess (bdp, BE) das Zurückkommen auf eine freiwillige
kostenlose Vorprüfung von Werbeentwürfen in der Alkoholbranche durch die
Eidgenössische Alkoholverwaltung. Dies sei jahrelang unkomplizierte und effiziente
Praxis gewesen. Wenn dieses Verfahren nun aber kostenpflichtig gemacht werde, so wie
von der Oberzolldirektion angekündigt, werde die Spirituosenbranche künftig vermehrt
auf eine Vorprüfung verzichten, was zu regelwidriger Werbung und somit auch zu
grösserem Aufwand und höheren Kosten für das EFD führe. Das mit mehr Formalitäten
verbundene Verfahren könne zudem zur Folge haben, dass die Sanktionsmassnahmen
nicht sofort griffen, nicht konforme Werbung bereits geschaltet würde und Jugendliche
damit in Berührung kämen, so der Motionär.
Der Bundesrat hingegen sah keinerlei Handlungsbedarf: Es gebe einen kostenlosen
Leitfaden zur Werbebeschränkung, an welchem sich die Werbetreibenden orientieren
und somit selbst über die Zulässigkeit der Werbung entscheiden könnten. Bei allfälligen
Unsicherheiten bezüglich richtiger Interpretation des Gesetzes bestehe weiterhin das –
nun kostenpflichtige – Angebot einer Vorprüfung. Mit den Gebühren wolle man lediglich
der in der jüngeren Vergangenheit stark angestiegenen, teils unnötigen
Vorprüfungsnachfrage Einhalt gebieten. 
Diese Argumentation wirkte anscheinend wenig überzeugend auf die Mehrheit des
Nationalrates, nahm dieser die Motion doch in der Sommersession 2019 mit 129 zu 57
Stimmen (bei 3 Enthaltungen) an. 75

MOTION
DATUM: 12.06.2019
JOËLLE SCHNEUWLY

Eine vom BAG in Auftrag gegebene Studie mit dem Titel «Volkswirtschaftliche Kosten
der Sucht» zeigte im September 2020 die jährlichen durch Sucht verursachten
gesellschaftlichen Kosten auf. Im Rahmen der Studie wurden die Verhaltenssüchte
Rauchen, Alkoholkonsum, Konsum illegaler Drogen sowie Geldspielsucht untersucht.
Der Bericht legte dar, dass in der Schweiz jeder siebte Todesfall auf das Rauchen
zurückzuführen und die Hälfte aller Straftaten alkoholbedingt sind. Dadurch werden
gemäss einer konservativen Berechnung Gesamtkosten in der Höhe von CHF 7.7 Mrd.
pro Jahr verursacht. Den grössten Kostenpunkt stellt der Tabak mit CHF 3.9 Mrd. dar,
gefolgt von Alkohol (CHF 2.8 Mrd.), illegalen Drogen (CHF 0.9 Mrd.) und Geldspielsucht
(CHF 61 Mio.). Die Suchtkosten setzen sich aus unterschiedlichen Komponenten
zusammen: unter anderem aus Gesundheitskosten wie für ärztliche Leistungen,
Medikamente und Krankenhausaufenthalte, aber auch aus Kosten, die im

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 30.09.2020
JOËLLE SCHNEUWLY
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Zusammenhang mit der Verfolgung von Suchtdelikten und dem Ressourcenverlust auf
dem Arbeitsmarkt – etwa Krankheitsausfälle, verminderte Leistungsfähigkeit oder
frühzeitige Todesfälle – stehen. Angesichts der hohen Kosten war das BAG der Ansicht,
dass es im Präventionsbereich noch einiges zu tun gebe. Daher erarbeitete der Bund
die Nationale Strategie Sucht, mit welcher die Anzahl Suchtkranker reduziert werden
soll. Die Strategie ist ebenfalls mit der Strategie zur Prävention nichtübertragbarer
Krankheiten verknüpft. Beide Strategien sollen wesentlich dazu beitragen, die direkten
und indirekten Kosten der Sucht durch Früherkennung, Prävention sowie Versorgungs-
und Therapiemassnahmen zu reduzieren. 76

Der Ständerat setzte sich in der Frühjahressession 2021 mit der Frage auseinander, ob
es weiterhin möglich sein soll, Werbung für Alkoholprodukte kostenlos durch die EAV
vorprüfen zu lassen, wie dies eine Motion Hess (bdp, BE) forderte. Christian Levrat (sp,
FR), Sprecher der vorberatenden WAK-SR, die dem Geschäft mit 7 zu 5 Stimmen (bei 1
Enthaltung) zugestimmt hatte, argumentierte, dass zur Gewährleistung einer wirksamen
Prävention gegen übermässigen Alkoholkonsum der kostenlose Zugang zu dieser
Dienstleistung essentiell sei. Anders sah dies hingegen Bundesrat Maurer. Er
rechtfertigte die geplante Kostenpflicht damit, dass die gegenwärtigen Bestimmungen
ziemlich viele Ressourcen in der EZV für etwas beanspruchten, das mit dem durch die
gleiche Stelle als Hilfsmittel herausgegebenen kostenlosen Leitfaden selbständig
überprüft werden könne. Dem Finanzminister gelang es jedoch nicht, die kleine
Kammer zu überzeugen. Mit 35 zu 7 Stimmen folgte der Ständerat seiner Kommission
und stimmte der Motion zu. 77

MOTION
DATUM: 02.03.2021
JOËLLE SCHNEUWLY

Mittels Postulat wollte Laurence Fehlmann Rielle (sp, GE) den Bundesrat mit der
Unterbreitung von Vorschlägen betrauen, die darauf abzielen, die Promotion für
alkoholische Getränke, insbesondere bei den Jungen, einzuschränken. Die Postulantin
argumentierte mit dem in Studien mehrfach aufgezeigten Zusammenhang zwischen
Alkoholwerbung und Alkoholkonsum bei Jugendlichen und jungen Erwachsenen. Zudem
habe die Covid-19-Pandemie einen beachtlichen Einfluss auf das psychische
Wohlbefinden dieser Altersgruppe. «Eine schlechte psychische Gesundheit» gehe
wiederum mit dem Risiko eines «problematische[n] Konsum[s] von psychotropen
Stoffen» einher. Ebenfalls bedenklich sei das Marketing in den sozialen Medien, auf
welchen Jugendliche ständig mit Werbung in Berührung kämen. Der Bundesrat
befürwortete zwar das Anliegen, war jedoch der Ansicht, dass zurzeit neue gesetzliche
Bestimmungen im Bereich der Alkoholwerbung nicht angebracht seien. Vielmehr wolle
sich die Landesregierung dafür einsetzen, dass die Bestimmungen zur Alkoholwerbung
im AlkG und im LMG vollzogen würden. Der Bundesrat erklärte sich jedoch bereit, eine
Evaluation zu den geltenden Bestimmungen von Alkohol-Werbung im Internet und den
damit verbundenen Herausforderungen vorzunehmen, und beantragte aus diesem
Grund die Annahme des Postulats. Nachdem das Geschäft im Oktober 2021 von Andreas
Glarner (svp, AG) bekämpft worden war, kam es in der Wintersession 2021 in den
Nationalrat. Dort wurde das Postulat mit 95 zu 88 Stimmen (bei 2 Enthaltungen)
abgelehnt. Während sich die Fraktionen der SP, GLP und der Grünen für den Vorstoss
aussprachen, nahm das bürgerliche Lager grossmehrheitlich eine ablehnende Position
ein. 78

POSTULAT
DATUM: 13.12.2021
JOËLLE SCHNEUWLY

Sport

Am 9. Mai 1989 unterschrieb die Schweiz in Strassburg das Europäische
Übereinkommen über Gewalttätigkeiten und Ausschreitungen von Zuschauern bei
Sportanlässen, insbesondere bei Fussballspielen, und am 15. November verabschiedete
der Bundesrat die entsprechende Botschaft. Das Übereinkommen sieht eine Reihe von
Massnahmen zur Eindämmung der Gewalt und zum Schutz der Zuschauer vor
(genügendes Aufgebot von Ordnungskräften, geeignete Bauweise der Stadien,
Alkoholverbot, Trennung der Supporter, internationale Zusammenarbeit bei der
Bestrafung von Randalierern). 79
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Die Sportverbände und die kantonalen Polizeidirektoren einigten sich beim siebten
Runden Tisch gegen Gewalt im und um den Sport auf verbindliche Massnahmen. So soll
in den Fussballstadien und deren Umgebung mittelfristig nur noch Leichtbier
ausgeschenkt werden. Ausserdem müssen alkoholfreie Getränke billiger sein als Bier.
Für Hochrisikospiele wird gar ein Alkoholverbot geprüft. Geplant wurde darüber hinaus
ein Rahmenkonzept „Fan-Arbeit“, das die Rolle und Aufgabe der Fan-Arbeit definiert.
Strengere Zutrittskontrollen werden ebenfalls geprüft. Vorgesehen sind auch
Massnahmen gegen das Abschiessen von Feuerwerkskörpern. 80
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